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Diplomatie und Hochſinanz in der 
rumäniſchen Judenfrage. 
— 2 Von Paul Dehn. 


In den öͤſtlichen Staaten Europas nimmt das Judentum eine abgeſondertere 
Stellung ein als in den weſtlichen Staaten, weil es im Oſten unverhältnismäßig zahl⸗ 
reicher auftritt und in einzelnen Gegenden ſo dicht zuſammenwohnt, daß es zuweilen 
mehr als die Hälfte der Ortsbevölkerung ausmacht, ferner weil es ſich nicht nur in der 
Religion, ſondern auch in ſeiner ganzen Lebensführung, in Tracht und Brauch, ja ſelbſt in 
der Sprache von der einheiwiſchen Bevölkerung unterſcheidet. So erklärt es ſich, 
| daß man in Rußland, aber auch in Rumänien, niemals aufgehört hat, die Juden 
als eine fremde Nation zu behandeln und ſie unter das Fremdentecht zu ſtellen. 
g Nur in Ungarn und Galizien iſt man davon abgewichen, was man leider viel zu 
| ſpat als Fehler erkannt hat. Heute würde, ware fie etwa noch durchzuführen, die 
Emanzipation der Juden ſowohl von der öſterreichiſchen wie von der ungariſchen 
Volksvertretung abgelehnt werden. | 
| Die Zahl der rumäniſchen Juden wird ſehr verſchieden angegeben. Nach der 
. Volkszählung von 1899 wohnten in Rumänien rund 270 000 Juden, davon in der 
243 Moldau allein 196 000. Indeſſen dürften ſich viele Juden der Zählung entzogen 
1 haben. Manche ſchätzen die Geſamtzahl der Juden in Rumänien wohl zu hoch, auf 
| 1 ä 700 000 Seelen, hauptſächlich im Hinblick auf die ſtarke Zuwanderung ſüdruſſiſcher 
Juden. Erſt in neuerer Zeit war man bemüht, die jüdiſche Einwanderung fern zu 
halten, aber die rumäniſchen Unterbeamten ſollen der Beſtechung zugänglich geweſen 
ſein und jüdiſche Einwanderer unbefugt ins Land gelaſſen haben. Auch gegen 
einzelne Präfekten werden ſolche Vorwürfe erhoben. Dieſe Einwanderer entziehen 
ſich jeder Kontrolle und ſelbſtverſtändlich auch der Zählung. 
ig In manchen Gegenden der Moldau iſt die jüdiſche Bevölkerung außerordentlich 


dicht. Jaſſy zählt unter 83 000 Einwohnern nahezu 40 000 Juden. In den Be⸗ 


| zirfen Botoſhomi, Neamtz, Roman uſw. iſt nahezu die Hälfte der Bevölkerung 
jüdiſch. Dort ſind die Juden genötigt, auch Handwerksarbeit zu thun. 


Zur Kennzeichnung der rumäniſchen Juden. 


Unter der bodenlos lüderlichen Wirtſchaft der früheren Regierungen bis zum 
Fürſten Cuſa hatten die Juden ihre Praktiken nach allen Richtungen hin ungehindert 
ausüben können, namentlich auch durch Beſtechung des Beamtentums. 

- Bedeutſame Beiträge zur Entwickelung der Judenfrage in Rumänien finden 
ſich in dem auch ſonſt an geſchichtlichen Beweisſtücken reichen Werk „Aus dem Leben 
König Karls von Rumänien“ (Stuttgart 1900, vier ſtarke Bände, bei J. G. Cotta), 
herausgegeben unter Benutzung des königlichen Archivs mit Genehmigung des Königs 
von einem ſeiner Vertrauten. Dieſes inhaltvolle Quellenwerk iſt für die politiſche und 
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diplomatiſche Geſchichte der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts von hervorragendem 
Werte, nicht zuletzt durch Bekanntgabe des umfangreichen Briefwechſels des Königs 
Karl mit den Fürſten und Staatsmännern ſeiner Zeit. 


| Furſt Karl war anfangs liberal geſinnt und kein Gegner der Juden. Als 
er aber auf ſeiner erſten Reiſe in die Moldau, Ende Auguſt 1866, die Juden aus 
nächſter Nähe ſieht, beginnt er zu verſtehen, ſo berichtet das Königswerk: „wie 
der Widerwille gegen dieſe fremde Raſſe ſo mächtig in ſeinen Landeskindern an⸗ 
wachſen konnte.“ Fortwährend vernahm der Fürſt Klagen über die Juden. „In 
den Dörfern der Moldau iſt der Jude der einzige Schankwirt und Krämer, er ver⸗ 
führt die Bauern, ſeinen verfälſchten Branntwein zu trinken, und iſt immer bereit, 
Vorſchüſſe zu geben, um die Schuldner ganz in der Hand zu haben. Daher der 
Haß gegen dieſe Blutſauger, der allerdings den Zuzug und die ſchnelle Vermehrung 
der Juden nicht hindert. Uebrigens ſind die Moldauer Juden ſchmutzig und ver⸗ 
wahrloſt, können alſo, auch abgeſehen von ihrer Habſucht und ihren damit zu⸗ 
ſammenhängenden demoraliſierenden Eigenſchaften, abſolut nicht als Kulturelement 
bezeichnet werden.“ 


An einer anderen Stelle berichtet das Königswerk über Beobachtungen 
des Fürſten in Botoſchani, wo ſich unter 30 000 Einwohnern 39 Prozent Juden 
finden. Der ganze Ort, beißt es, bekommt durch ſie einen ſehr unſchönen Anſtrich. 
„Dieſe polniſchen Juden in ihren langen, ſchmutzigen Kaftanen, mit ihren ſchwarzen 
Ringellocken, die ihnen vor den Ohren übers Geſicht herabhängen, ſehen womöglich 
noch widerlicher aus, als ihre engen, dunklen Behauſungen.“ 


Aehnliche Eindrücke erhielt auch der Franzoſe E. Desjardins, der im Jahre 1867 
mit entſchiedener Voreingenommenheit für die Juden nach Rumänien gekommen war, 
nachdem er aber die dortigen Juden kennen gelernt hatte, in ſeiner Flugſchrift von 
ihnen ſagte: Sie ſeien Fremde auf dem rumäniſchen Boden, nicht nur der Sprache 
und Sitte, ſondern auch dem Geiſte nach, und wollten auch Fremde bleiben! Sie 
ſendeten ihre Kinder nicht in die rumäniſche Schule, obgleich ſie ihnen unentgeltlich 
geöffnet ſei; der ganze Kleinhandel (Milch, Fleiſch, Früchte ꝛc.) ſei in ihren Händen, 
beſonders aber der Vertrieb des Branntweins, den ſie ſelbſt nicht tränken, ſondern 
mit Vitriol gemiſcht den Rumänen verkauften. n der Moldau ſei der Jude auch 
Schneider, Schuſter, Uhrmacher, Klempner, vor) allen Dingen aber Wucherer. Bis 
zu 50 Prozent monatlich nehme er von dem Entliehenen, und da es keine Kredit- 
anſtalten gebe, müßten in Zeiten der Not, bei jeder ſchlechten Ernte, alle zu ihm 
ihre Zuflucht nehmen. 

Auch von jüdiſchen Organen in Deutſchland iſt zugegeben worden, daß die 
rumäniſchen Juden auf einem ſehr niedrigen Kulturzuſtande ſtehen. Nach einem 
Bericht, den die „Frankfurter Zeitung“ am 15. Juli 1900 veröffentlichte, ſind in der 
ganzen oberen Moldau Rabbiner mit einer nur einigermaßen wiſſenſchaftlichen Vor⸗ 
bildung außerordentlich ſelten anzutreffen. Der jüdiſche Religionsunterricht ſtehe 
auf einer bedauerlich tiefen Stufe. Um ſo eifriger werde dafür von verſchiedenen 
aus der Schule irgend eines Wunderrabbi hervorgegangenen jüdiſchen Volkslehrern 
„konfeſſioneller Aberglaube und zelotiſches Feſthalten an rituellen Aeußerlichkeiten 
gepredigt“, ja ſelbſt ein- Abweichen von der überlieferten Bart- und Haartracht des 
polniſchen Judentums als Abfall von den religioſen Ueberlieſetungen der Väter ver- 
dächtigt. Die ganze Erziehung der rumäniſchen Juden iſt eine talmudiſche, die 
Uebervorteilung und Ausbeutung aller Nichtjuden gilt dem jüdiſchen Hochmut und 
Fanatismus als erlaubt, ja als erwünſcht. 
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Eine beſondere Art der rumäniſchen Juden kennzeichnete am 21. Juli 1900 
die Münchener „Allgemeine Zeitung“ indem ſie ſchrieb: „Ein Volkselement iſt es, 
das alle Schichten der Bevölkerung durchdringt, überall ſich einzuſchleichen, feſtzu⸗ 
ſetzen weiß und von der Arbeit anderer ſein Daſein friſtet. Es ſind das die in 
Rumänien zahlreichen Wanderjuden, denen die Bauernſchaft ebenſo zum Opfer fällt, 
wie der Bojare. Es iſt keine Klage gegen das Judentum, der Antiſemitismus iſt 
uns fremd: wir konſtatieren nur eine ſoziale Thatſache, deren verheerende Folge kein 
Unbefangener zu leugnen vermag. . . . Wer die amtlichen Berichte über das Treiben 
dieſer „Kaufleute“ unter dem rutheniſchen Volk im nordöſtlichen Ungarn kennt, 
der wird es begreiflich finden, wenn Rumänien das Verweilen dieſes Volkselementes 
nicht wünſchen, nicht begünſtigen kann. Sie ſind ein Krebsſchaden am Volksleib.“ 

Im allgemeinen treffen auch auf die rumäniſchen Juden die Schilderungen zu, 
die Prinzeſſin Thereſe von Bayern, die Tochter des Prinzregenten Luitpold, in ihrem 
Buche „Reiſeeindrücke und Skizzen aus Rußland“ (herausgegeben unter dem Namen 
Thereſe von Bayern) von den ruſſiſchen Juden entworfen hat: 

„Die Juden, eine entſchiedene Landplage für Weſtrußland, nehmen da⸗ 

ſelbſt eine einflußreiche Stellung ein, die ihnen auf Koſten der kleinruſſiſchen 

Bauern durch die Mißwirtſchaft des polniſchen Adels eingeräumt iſt und die 

man ihnen jetzt nicht mehr entreißen kann. Am dichteſten außer in Polen ſelbſt 

und im nördlichen Weißrußland ſitzen ſie in Wolhynien, Podolien und Kiew, 

erſtrecken ſich aber auch in erklecklicher Anzahl nach Beſſarabien hinein. Man 

trifft ſie überall, wo es ein Geſchäft zu machen gilt, und es giebt kaum ein 

Dorf, geſchweige denn eine Stadt, in welcher ſie nicht die Verkaufslokale und 

Wirtshäuſer inne hätten. Die ackerbautreibende ruſſiſche Bevölkerung iſt ihnen 

gänzlich preisgegeben und ſeufzt unter ihrem Drucke. Sie find die Zwiſchen⸗ 

händler, welche dem vom Markte entfernten Landwirt das Getreide um möglichſt 

| niedern Preis abhandeln und es dann auf dem Markte um einen möglichſt hohen 
| wieder losſchlagen. So fließt aller Profit in ihre, der jüdiſchen Zwiſchenhändler, 
| Taſchen und der Bauer kann trotz allen Fleißes nicht in die Höhe kommen. 
Schlimmer noch geſtalten ſich die Dinge, wenn die Landwirte unter dem Jahre 

| Geld benötigen und ihnen keiner der zahlreichen ländlichen Vorſchußvereine zur 
| Verfügung ſteht. In dieſem Falle wenden fie ſich in ihrer Klemme ſchließlich an 
6 die Juden, verpfänden ihnen die künftige Ernte, den Tabak auf dem Felde, das 
li Vieh im Stalle und werden ſomit, namentlich wenn hierauf die Ernte ſchlecht 
| ausfällt, auf ewige Zeiten in thre Gewalt gegeben. Und nicht nur, daß die 
Juden auf die Preiſe drücken, ſie laſſen ſich gegen die Bauern überdies alle 

möglichen Betrügereien zu Schulden kommen, indeſſen ſich der Muſhik (Bauer), 

was es ihm auch für Opfer koſten mag, ſeinem Ueberliſter gegenüber redlich und 
worttreu benimmt. Bis vor kurzem hatten die Juden auch faſt alle Branntwein⸗ 
ſchänken im Beſitz, eine weitere Gelegenheit, die Bauern, welche ſie zum Trinken 
verleiten, ſo ziemlich rein auszuplündern. Hiermit iſt aber die Aufzählung der 
verſchiedenen Geſtalten, unter welchen die Juden ſich auf Koſten des Volkes be⸗ 
reichern, noch nicht erſchöpft. Eine weitere Art des Blutſaugens betreiben die⸗ 
jenigen Juden, welche die Fähren gepachtet haben und das Fährgeld nach Gut⸗ 
1 dünten erhöhen. Um nur auf ihren Wegen nicht zu lange aufgehalten zu werden 
und hierdurch nicht noch größern Schaden an Arbeitszeit und Güterwerk zu er⸗ l 
leiden, bezahlen die Bauern ſchließlich willig oder unwillig das geforderte Fahr⸗ 
geld. An eine Klage bei Gericht iſt ihnen hierbei ſelten zu denken erlaubt, da 
ſie, wie zum Beiſpiel die Tſchumaken, oft nur Durchreiſende ſind und eine Klage 
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ſie über ihr Vermögen an einem Orte feſtbannen würde. Unendlich viel Unheil, 
und zwar nicht nur in Bauernkreiſen, richten die Juden ferner als Winkel⸗ 
advokaten an. Endlich wirken ſie direkt verderblich auf den Grundbeſitz da, wo 
es ihnen gelingt, ihn auf dem Wege des Pachtens (die Juden dürfen in Ruß⸗ 
land keine Landgüter eigentümlich erwerben) in ihre Hände zu bekommen. Sie 
treiben die Wälder ab und ſchlagen möglichſt viel Profit aus dem Boden, unbe⸗ 
kümmert um den dadurch auf Jahrzehnte hinaus angerichteten Schaden.“ 
Unter dieſen Umſtänden begreift man, daß die Rumänen ohne Unterſchied 
der Partei es ablehnen, dieſen fremden bedenklichen Elementen die ſtaats bürgerliche 
Gleichberechtigung einzuräumen. 


Als die Wiener „Neue Freie Preſſe“ Mitte Juli 1900 den Miniſterpräftdenten 
Carp aufrief, er möge die Emanzipation der rumäniſchen Juden durchführen, er ⸗ 
laubte ſich das Wiener Börſenblatt, zwiſchen Bojaren und Juden in Rumänien 
einen Vergleich zu ziehen. Von den Bojaren, den rumäniſchen Junkern, behauptete 
das Blatt, daß ſie zumeiſt gar nicht autochthon, ſondern erſt ſpät eingewanderten 
Geſchlechtern entſprungen ſeien, während die Juden ſchon ſeit Jahrhunderten im 
Lande wohnten. Mit derartigen Bemerkungen ſollten die jüdiſchen Organe etwas 
vorſichtiger ſein; denn wirft man die Frage auf, welche Gruppen der Bevölkerung 
die zuletzt gekommenen und am wenigſten aſſimilierten ſind, dann wird man zuerſt 
überall auf die Juden ſelbſt ſtoßen. Auch in dem vorliegenden Falle hatte die „Neue 
freie Preſſe“ unrecht, denn die Bojaren find altanſäſfig, die Juden aber zumeiſt erſt 
um die Mitte des Jahrhunderts aus Rußland eingewandert. Nach der Darſtellung 
der „Neuen Freien Preſſe“ find r die Bojaren faul, die Juden 
fleißig u. ſ. w. Früher behaupteten die Wiener Börſenblätter ſogar, daß die ganze 
rumäniſche \Bevslterung dumm, faul und ſchlecht ſei mit einziger Ausnahme der 
klugen, fleißigen und braven Juden. Für ſolche plumpe Argumentationen wird auch 
Peter Carp nur ein Achſelzucken übrig gehabt haben. 


Die Lage der rumäniſchen Juden. 


Aus nahmegeſetze gegen die Juden beſtehen in Rumänien nicht, wohl aber 
Fremdengeſetze, die ſich nach der Verſicherung jüdiſcher Blätter in erſter Reihe gegen 
die rumäniſchen Juden kehren. Alle Fremden ſind von dem Erwerb rumäniſchen 
Grundbeſitzes ausgeſchloſſen. 

Würde heute die rumäniſche Regierung ein Geſetz erlaſſen, wonach auch Juden 


ländlichen Grundbeſig erwerben können, ſo würden, wie der „Hamburger Korreſpon⸗ 


dent“ am 8. Auguſt 1900 verſicherte, binnen ſechs Monaten zwei Drittel aller kleinen 
und mittleren Güter durch Zwangs verkauf hauptſächlich in jüdiſche Hände geraten. 
Das aber wäre für Rumänien, ſagt das liberale Hamburger Blatt, das Zeichen 
zum Ausbruch eines verzweifelten Bauernkrieges, weshalb keine Regierung einen 
ſolchen Schritt wagen könne. Nach den Angaben des Werkes „Aus dem Leben des 
König Karls von Rumänien“ (I, 71) beſaßen ſchon Ende der ſechziger Jahre die 
moldauiſchen Juden Hypotheken im Geſamtbetrage von vielen Millionen Dukaten und 
es würden ihnen faſt ſämtliche belaſteten Güter zugefallen ſein, wenn es ihnen ge⸗ 
ſtattet worden wäre, Grundbeſitz zu erwerben. 

Die Naturalifierung einheimiſcher Juden ſoll ſo gut wie unmöglich ſein. Nur 
unmittelbar nach der Verfaſſungsreviſion von 1878 erhielten rumäniſche Juden in 
größerer Anzahl das Bürgerrecht. Auch ſoll der Beſchluß, den jüdiſchen Soldaten, 
die im Jahre 1877/78 im rumäniſchen Heere kämpften, das rumäniſche Bürgerrecht 
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zu gewähren, bis auf vereinzelte Ausnahmen unausgeführt geblieben ſein. Nach 
Angabe jüdiſcher Blätter gelangten in den letzten zwanzig Jahren kaum 100 Juden 
in den Beſitz des rumäniſchen Bürgerrechts. Verboten iſt nach dem rumäniſchen 
Fremdenrecht ferner die Zulaſſung von Fremden zur Ausübung der Advokatur, des 
Apothekergewerbes, des Handels mit Monopolerzeugniſſen, des Schankgewerbes in 
den Landgemeinden uſw. Im Heere ſollen angeblich jüdiſche Soldaten nicht be⸗ 
fördert werden. Früher beſtand auch die Verordnung, daß der Aufenthalt von 
Fremden in den Landgemeinden einer Bewilligung des betreffenden Gemeinde⸗ 
vorſtandes bedarf. Dieſe Verordnung wurde vom Miniſterium Carp am 30. Juli 1900 
aufgehoben und den Juden die Niederlaſſung in Marktflecken, die Landgemeinden 
find, bedingungslos geſtattet. Auch in Dörfern iſt jedem Juden, der den Militar- 
dienſt geleiſtet hat, ein kleines Vermögen nachweiſt, ein Handwerk oder Gewerbe be⸗ 
treibt, durch Gemeindebeſchluß die Niederlaſſung zu erlauben. Dieſe Erlaubnis kann 
nur durch den Miniſter des Innern widerrufen werden. 


Die Angaben der jüdiſchen Blätter, insbeſondere der „Frankfurter Zeitung“, 
über die elende Lage der Juden in Rumänien, waren wieder einmal nicht zutreffend. 
Denn ein Bericht des judenfreundlichen „Hamburger Korreſpondenten“ vom 1. Sep⸗ 
tember 1900 lautete ganz anders. Danach hat ſich die Lage der rumäniſchen Juden 
günſtiger geſtaltet und beſſert ſich noch fortwährend mit den zunehmenden Naturali⸗ 
ſationen. In gewiſſen Berufen ſind die Juden unverhältnismäßig zahlreich ver⸗ 
treien, ſo unter den Landärzten, die 6000 Franken Jahresgehalt beziehen, mit 
24 Prozent. Am Volksſchulunterricht nahmen 5,5, am Mittelſchulunterricht 7,5, am 
Hochſchulunterricht ſogar 9,5 Prozent Juden teil. Im Geſchäftsleben und im Groß⸗ 
handel iſt das jüdiſche Element das vorherrſchende und in einigen Landesteilen hat 
es den Kleinhandel und das Maklergeſchäft ganz in Händen. In der Zeit von 
1880 bis 1899 waren den Juden für 23 Millionen Franken öffentliche Arbeiten zu⸗ 
gewieſen worden, das iſt 42 Prozent des Geſamtwertes. In den letzten Jahren hat 
Rumänien für öffentliche Arbeiten erheblich weniger als früher aufwenden können, 
in den Jahren 1899/1900 ſogar nichts, worunter die Juden ebenſo wie die Chriſten 
zu leiden hatten. | 


Die jübiſche Auswanderung aus Rumänien von 1900. 


Die jüdiſche Maſſenauswanderung begann im April 1900. Am 19. April 
verließen 126 Juden die Stadt Berlat mit der Erklärung, zu Fuß nach Hamburg 
wandern zu wollen, um ſich nach Amerika einſchiffen zu laſſen. Dieſer Vorgang 
wurde damals von den jüdiſchen Blättern in Peſt, Wien, Berlin, Frankfurt a. M. uſw. 
nach Kräften fruktiſiziert. In einem ihrer Berichte hieß es, daß in Galag aus⸗ 
wandernde Juden auf die Straße geworfen worden wären, Hunger litten und ein 
Obdach in den Kirchhöfen hätten ſuchen müſſen. Thatſächlich waren jene Fuß⸗ 
wanderer aus Berlat von der jüdiſchen Gemeinde in Galatz unter einem Zelt in 
den Gärten um die Synagoge untergebracht und bewirtet worden. Viel Kapital 
wurde damals auch aus der Thatſache geſchlagen, daß dieſe Juden zu Fuß wan⸗ 
derten. In Wirklichkeit hatten fie freiwillig den Fußmarſch gewählt, um ihre Ab- 
wanderung der Kenntnis der Behörde zu entziehen, die im Intereſſe der jüdiſchen 
Auswanderer ſelbſt darüber wachte, ob fie auch mit den erforderlichen Geldmitteln 
verſehen waren. Sie erhielten in Czernowitz drei Eiſenbahnwagen für die Weiter⸗ 
reiſe und vielfache Unterſtützungen ihrer Glaubensgenoſſen, nach einer Mitteilung der 
„Frankfurter Zeitung“ in Berlin 3000 Mark von Bleichröder, und ein jeder in 
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Hamburg von dem Vertreter der Stiftungen des Baron Hirſh, namens Tuch, 
75 Mark. Als dieſe Juden in New-York ankamen, wurden fie, nach einer Meldung 
des „Currierol roman- american“, faſt ſämtlich an der Ausſchiffung verhindert, weil 
keiner von ihnen den Beſitz von zehn Dollars nachweiſen konnte, und ſie hätten 
wieder nach Europa zurückkehren müſſen, wenn nicht ein reicher New⸗Norker Jude 
Bürgſchaft für ſie hinterlegt haben würde. 

Nach amtlichen Angaben wanderten aus Rumänien in der Zeit von Ende 
Juni 1899 bis Ende Juni 1900 gegen 6000 Juden aus. Im Juli und Auguſt 1900 
nahm dieſe Auswanderung noch erheblich zu, bis ihr ein gewaltſames Ende ge⸗ 
macht wurde. 

Mittelbare Urſache war die Mißernte des Jahres 1899 mit der nachfolgenden 
Verarmung der Landbevölkerung. Die Lage der rumäniſchen Juden mag vielfach 
ungünſtig geweſen ſein, aber noch viel übler ſtand es um die rumäniſche Land⸗ 
bevölkerung. Tauſende von rumäniſchen Bauern wurden von der Pellagra, von 
dieſer Folge äußerſten Elends und Hungers, befallen. Dieſen Bauern gegenüber, 


ſchrieb die judenfreundliche „National⸗Zeitung“ Mitte Auguſt 1870, „ſind die armen 


Israeliten noch immer beſſer daran; denn ihre Glaubensgenoſſen in der ganzen 
Welt tragen dazu bei, ihnen die Auswanderung und Anſiedlung in fernen Ländern 
zu ermöglichen; und dieſe großen Erleichterungen dürften der wahre Grund für 
die Maſſenauswanderung ſein. Die auswandernden Juden erhalten von Glaubens- 


genoſſen, die in allen Ländern der Welt zu dieſem Zwecke zuſammengetreten ſind 


und Sammlungen veranſtalten, nicht nur Fahrkarten zur Reiſe, ſondern auch Kleider, 
Unterkunft, Nahrung und bares Geld, ja *teilweiſe ſogar eine Anſiedlungsparzelle. 
Unter ſo günſtigen Bedingungen würden ſich wohl in allen Ländern — nicht nur in 
Rumänien — viele Auswanderer finden.“ 


Thatſächlich wurde die Auswanderungsbewegung erſt durch die Agitation der 


Alliance Israélite Universelle hervorgerufen. Darüber hat eine in dieſem Falle 


gewiß zuverläſſige Quelle, nämlich der „Hamburger Korreſpondent“, am 13. Juli 1900 


nähere Angaben gemacht. 


„Die rumäniſchen Städte,“ ſo ſchrieb das Hamburger Blatt, „inſonderheit 
diejenigen der Moldau, haben eine übergroße Zahl von Juden, die vom Handel 
oder von beſtimmten Handwerken leben. Dieſe Juden find viel zu zahlreich, als 
daß ſie proſperieren könnten, und ſo iſt immer ein gewiſſer Prozentſatz zur Aus- 
wanderung bereit; es genügt dann ein Anſtoß, wie der der letzten Mißernte, um 
den Stein ins Rollen zu bringen. Eine auswandernde Familie zieht immer 
eine ganze Menge anderer mit ſich. Der große Umfang, den die Auswanderung 
dann, nachdem der Anſtoß gegeben war, angenommen hat, muß aber auf die 
Agitation der Alliance israélite zurückgeführt werden, die zunächſt für Paläſtina 
und ſodann für Amerika warb. Es iſt nicht zu leugnen, daß die rumäniſche 
Geſetzgebung in mancher Hinſicht den Juden das Fortkommen erſchwert, indem 
ſie ſie als Fremde von manchen Gewerken ausſchließt; die Handhabe dazu bietet 
der Artikel 7 der Verfaſſung, der bei den eigentümlichen Bevölkerungsverhält⸗ 
niſſen nicht entbehrt werden kann. Die Aufhebung dieſes Artikels iſt 
aber das Ziel, das die Alliance isra6lite anſtrebt und zu deſſen 
Erreichung ſie immer wieder bei ſich bietender Gelegenheit 
Rumänien Schwierigkeiten zu bereiten ſucht. So hat ſie auch bei 
den Auswanderungen die Hand im Spiele und ſucht die Lage der 
rumäniſchen Juden möglichſt traurig erſcheinen zu laſſen, damit die öffentliche 
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Meinung Europas, womoglih auc die eine oder andere Macht, zu Gunſten der 
Juden einen Druck auf die rumäniſche Regierung ausübe. 

Es wird ſicherlich⸗ da und dort ein Jude nicht beſonders ſanft von den 
rumäniſchen Behörden angefaßt worden ſein; ganz zweifellos aber ſind die 
Schilderungen, wie ſie im „Peſter Lloyd“, der „Neuen Freien Preſſe“ und anderen 
Blättern von den „Leiden der armen Auswanderer“ zu leſen waren, zum Teil 
ſtark übertrieben, zum Teil frei erfunden. Unſer Gewährsmann hat ſich einen 
großen Extrazug voll Auswanderer genau angeſehen und dabei folgende Ein⸗ 
drücke gewonnen: Die Leute boten durchaus kein ärmliches Bild und waren faſt 
durchgängig weit beſſer gekleidet als der Durchſchnitt der chriſtlichen rumäniſchen 
Bevölkerung. Sie machten zahlreiche kleine Einkäufe an Getränken, Speiſen, 
Zeitungen u. ſ. w. Daß „Mache“ in der Sache war, ging deutlich daraus her⸗ 
vor, daß ſämtliche männlichen Inſaſſen des Zuges eine ganz gleiche Art von 
Sportmützen, weiß und braun geſtreift, mit einer grünen Kokarde trugen. Daß 
die Behörden die Leute zur Auswanderung gezwungen hätten, hat, wie bemerkt, 
ſelbſt der Oberrabbiner beſtritten. Dagegen iſt erwieſen, daß zahlreiche 
Emiſſäre der Alliance israélite im Lande umhergogen und zur 
Auswanderung ermunterten. Man wollte eben von dieſer Seite gerade 
jetzt in Rumänien eine „Judenfrage“ ſchaffen, wo man weiß, daß Rumänien 
Geld braucht und Rückſicht auf die Wünſche der jüdiſchen Großfinanz nehmen 
muß. Hat doch der Pariſer Rothſchild bereits gedroht, aus dem Anleihe⸗ 
Syndikat auszutreten, wenn das Los der Juden in Rumänien nicht gebeſſert 
würde.“ 


So erklärt es ſich, daß die Alliance Israélite Universelle ihre Agitation 
unter den rumäniſchen Juden ohne genügende Vorbereitungen betrieb, ohne auch nur 
den Auswanderern freien Durchzug durch die auswärtigen Staaten geſichert zu 
haben. Die rumäniſche Regierung konnte das Auswanderungsfieber nicht dämpfen, 
ihre Ratſchläge blieben wirkungslos und ſie mußte ſchließlich beträchtliche Opfer 
bringen, um den ausgewanderten Juden wieder die Rückwanderung zu ermöglichen. 


Erſt als die Auswanderungsbewegung überhandnahm, ſuchte die Alliance 
Israélite Universelle wieder abzuwiegeln. Das Wiener Komitee ließ Ende Juli 1900 
nach Galatz die Nachricht gelangen, daß die' Mittel erſchöpft ſeien und erſuchte die 
Auswanderungsbewegung wieder einzudämmen. Auswanderer, die ohne Zuſtimmung 
des Wiener Komitees nach Wien kämen, könnten auf keine Unterſtützung rechnen. 
Gleichzeitig erklärte das Komitee, fortan Reiſeunterſtützungen nur an arbeitsfähige 
männliche Juden verteilen zu können. Das Wiener Komitee der Alliance Israélite 
Universelle ſchien ganz den Kopf verloren zu haben, denn wenn nur die arbeits⸗ 
kräftigen Juden aus Rumänien auswandern, wer ſollte dann für die zurückbleibenden 
Weiber, Kinder und Greiſe jorgen? Die Geiſter, die die Alliance Isradlite 
Universelle gerufen hatte, konnte fie nicht mehr los werden. 


Für die jämmerliche Lage, in die die jüdiſchen Aus wanderer beſonders in 
Peſt und Wien gerieten, iſt allein die Alliance Israélite Universelle verantwortlich 
zu machen. Auf den Bahnhöfen von Peſt und Wien trafen wiederholt Sonderzüge 
mit jüdiſchen Auswanderern ein, die man nicht weiter befördern wollte oder konnte. 
Dieſe Leute wurden dort von ihren Glaubensgenoſſen teils gewaltſam in die Wagen 
zurückgedrängt, die ſie eben verlaſſen hatten, teils unter falſchen Vorſpiegelungen, als 
ginge es weiter dem Ziele zu, wieder hineingeſchoben und dann trat unter lautem 
Geſchrei und Gejammer mit ſeinen Inſaſſen der Sonderzug die Rückzahrt an. 
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Meiſt hatten die jüdiſchen Auswanderer, wie die Münchener „Allgemeine 
Zeitung“ am 21. Juli 1900 berichtete, „keine beſtimmte Beſchäftigung oder Profeſſion, 
nur die Minderzahl waren Handwerker. Dieſe Juden verlaſſen das Land, weil 
durch die Verarmung des Volkes für ſie dort nichts mehr zu holen iſt. Man darf 
nicht außer acht laſſen, daß im Norden Rumäniens es Gegenden giebt, wo die 
Juden fünfzig Perzent der Bevölkerung ausmachen. Von dort ziehen ſie dann nach 
dem fruchtbareren Süden, und da dieſer jetzt auch im Notſtand ſich befindet, ſo 
gehen dieſe Wanderjuden über die Grenze, um in der Ferne ihre Exiſtenz zu 
ſuchen “. 

Die jüdiſchen Auswanderer waren nicht durchwegs arm; ſelbſt die „Frank⸗ 
furter Zeitung“ hat eingeräumt, daß ſich darunter auch bemittelte Familien befanden, 
die nicht aus Not auswanderten, ſondern in dem Wunſche, anderwärts die bürger⸗ 
liche Gleichberechtigung zu erhalten. 

Bemitteltere Juden ſuchten nach Trans vaal zu kommen. Anfang Juli 1900 
ging eine Geſellſchaft, die ſich „Agates Achaz“ nannte und 150 Köpfe ſtark war, 
nach Trans vaal ab. Durch Gründung von Vereinen mit beſtimmten Einlagen be⸗ 
mühten ſich die Juden, die Auswanderung nach Transvaal zu erleichtern. 

* 


Die fremden Staaten gegen die jüdiſchen Auswanderer aus 


Rumänien. 


Als im Juli 1900 die Auswanderung rumäniſcher Juden größeren Umfang 
annahm, verſtändigten ſich die Regierungen von Ungarn, Oeſterreich und Deutſchland 
darüber, nur ſolchen jüdiſchen Auswanderern aus Rumänien die Durchreiſe zu ge⸗ 
ſtatten, die über den Beſitz der erforderlichen Geldmittel für die Weiterreiſe ſich aus⸗ 
weiſen konnten. Inzwiſchen waren bereits über die ungariſche Grenze hunderte von 
unbemittelten jüdiſchen Auswanderern gekommen und nach Peſt und Wien weiter⸗ 
befördert worden. Dort mußten ſie Halt machen, weil ihnen die Mittel zur Weiter⸗ 
reiſe fehlten. Ein jüdiſcher Sonderzug ſolcher Auswanderer wurde in Wien ange⸗ 
halten und nach Peſt zurückgeſandt. Ende Juli hatten ſich gleichwohl 2000 rumäniſche 
Juden in Wien angeſammelt, zur ſelben Zeit etwa halb ſo viel in Peſt. Unter den 
dortigen Juden wurden Sammlungen veranſtaltet, ſo daß ein Teil der Auswanderer, 
mit ausreichenden Geldmitteln verſehen, die Reiſe fortſetzen konnte, die übrigen 
wurden an die rumäniſche Grenze zurückbefördert. Am 27. Juli ordnete der un⸗ 
gariſche Miniſterpraſident drahtlich an, daß, bis nicht die Bedingungen und Modalitäten 
der Auswanderung aus Rumänien endgiltig feſtgeſtellt worden ſeien, zur Verhütung 
weiterer Verwickelungen und Schwierigkeiten, aber auch im Intereſſe der Auswanderer 
ſelbſt, keinem einzigen Auswanderer aus Rumänien das Ueberſchreiten der Grenze 
geſtattet werde. ; 

Dieſe radikale Maßregel der liberalen ungariſchen Regierung wurde von den 
Peſter jüdiſchen Blättern heftig angegriffen. Nach ihrer Behauptung hätte dadurch 
der Miniſterpraſident das Grundrecht der Freizügigkeit, ja ſogar das „internationale 
Privatrecht“ verletzt und die allgemeine Rechtsordnung erſchüttert. Die Miniſterial- 
verordnung bedeute einen „ſchwarzen Fleck“ in det Geſchichte des ungariſchen Ver⸗ 
faſſungslebens, der ſchwer zu verwiſchen ſein werde. Wenn es ſich um chriſtliche 
Auswanderer aus Rumänien gehandelt hätte, würden die nämlichen Blätter eine 
ähnliche Verordnung unbedingt gebilligt haben. 

Gegen die jüdiſche Auswanderung aus Rumänien ergriffen faſt alle Staaten, 
die davon betroffen wurden, Ausnahmemaßregeln, nicht nur Oeſterreich, Ungarn und 
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Deutſchland, ſondern auch Holland. Alle zu Schiff in Rotterdam eintreffenden 
rumäniſchen Juden mußten ſich über den Beſitz von Schiffskarten zur Ueberfahrt 
nach Amerika ausweiſen, andernfalls wurde ihnen die Landung verweigert. Selbſt 
von Cypern ſuchte die engliſche Regierung die jüdiſchen Einwanderer abzuhalten, in⸗ 
dem ſie durch den engliſchen Konſul in Galatz erklären ließ, daß in Cypern nur 
ſolchen rumäniſchen Juden die Landung geſtattet wird, die ſich darüber ausweiſen 
können, daß ſie über die nötigen Geldmittel zur Rückreiſe verfügen, falls ſie in 
Cypern keinen Lebenserwerb finden ſollten. In New-York wurden die Einwanderungs⸗ 
beſchränkungen gegenüber den Juden aufs ſtrengſte gehandhabt, indeſſen vorüber⸗ 
gehend dadurch umgangen, daß die „Rumäniſche Hilfsgeſellſchaft“, eine jüdiſche Ver⸗ 
einigung für mittelloſe Einwanderer, Bürgſchaft dafür ſtellte, daß fie nicht der Oeffent⸗ 
lichkeit zur Laſt fallen werden. Mitte Auguſt ordnete das Schatzamt in Waſhington, 
dem die Einwanderungsbehörde in New-York unterſtellt iſt, in Europa Erhebungen 
über den vorausſichtlichen Umfang der jüdiſchen Einwanderung an, um nötigenfalls 
ſtrengere Maßregeln zu ergreifen. 

In Kanada beanſtandete die Polizei Anfang Auguſt ſchon den erſten Trupp 
jüdiſcher Einwanderer, 350 Perſonen ſtark. Dieſe Leute erhielten erſt Erlaubnis zu 
landen, nachdem die Baron Hirſch⸗Geſellſchaft und die Dampferlinie (Elder⸗Dempſter 
& Cie.) Bürgſchaft übernommen hatten, daß die Einwanderer den Gemeinden 
nicht zur Laſt fallen werden. Infolge der jüdiſchen Einwanderung erließ die Regie⸗ 
rung von Kanada Mitte Auguſt eine neue Verordnung, wonach Einwanderer, die 
ohne genügende Barmittel find und möglicherweiſe dem Lande zur Laſt fallen 
können, nicht zugelaſſen werden dürfen. In Kanada iſt die Abneigung der Be⸗ 
völkerung gegen die jüdiſche Einwanderung ſehr ſtark und unter den dortigen Land⸗ 
wirten derart, daß die jüdiſchen Einwanderer nur unter der Bedingung zugelaſſen 
wurden, nicht nach Weſten zu gehen, d. h. die landwirtſchaftlichen Bezirke zu 
meiden. Nach dieſen Vorgängen ſind die jüdiſchen Organe von ihrer Anpreiſung 
Kanadas als Auswanderungsziel für rumäniſche Juden zurückgekommen. 


Die jüdiſche Rückwanderung. 

Bis Ende Auguſt 1900 waren von etwa 6000 bereits über 4000 jüdiſche 
Auswanderer wieder nach Rumänien zurückgekehrt, weil ſie aus Mangel an Mitteln 
von verſchiedenen Ländern zurückgewieſen worden waren. Damals bemühten ſich die 
rumäniſchen Vertreter in Wien, Frankfurt a. Main und Rotterdam von den dortigen 
Behörden die Erlaubnis zum Verweilen der Juden bis zum Eintreffen der erforder⸗ 
lichen Gelder für die Rückreiſe zu erlangen. Die rumäniſche Regierung gewährte 
den jüdiſchen Auswanderern Hilfe und Mittel zur Rückkehr in die Heimat. 

Anfangs geſtattete die rumäniſche Regierung den jüdiſchen Auswanderern 
ohne weiteres die Rückkehr. Später aber machte ſie infolge einer merkwürdigen Be⸗ 
obachtung Schwierigkeiten. Als Anfang Auguſt 1300 jüdiſche Auswanderer von 
der Grenzſtation Verciorova den rumäniſchen Behörden übergeben werden ſollten, 
wurde der Leiter des rumäniſchen Sicherheitsdienſtes dorthin mit dem Auftrage 
geſandt, nur diejenigen Juden wieder einzulaſſen, die nachweiſen konnten, daß fie in 
Rumänien geboren waren. Man hatte in Erfahrung gebracht, daß ſich unter dieſen 
1800 Rückwanderern viele ungariſche Juden befanden, die die Gelegenheit benutzen 
wollten, ſich in Rumänien niederzulaſſen. Es hofften demnach die ungariſchen 
Juden, ihre Lage in Rumänien zu verbeſſern; nach ihrer Anſicht ging es alſo den 
Juden in Rumänien keineswegs ſo ſchlecht, wie ihre Glaubensgenoſſen im Weſten 
unausgeſetzt behaupteten. 
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Jüdiſche Entſtellungen. = 


Von den jüdiſchen Blättern wurde Mitte 1900 die rumäniſche Regierund bes 
ſchuldigt, einmal die Juden durch ſchlechte Behandlung zur Auswanderung zu 
drängen und ſodann wieder den Juden die Auswanderung möglichſt zu erſchweren. 
In ſolchen Widerſprüchen bewegten ſich die Berichte der jüdiſchen Organe. In 
Wirklichkeit hat die rumäniſche Regierung in die jüdiſche Auswanderungsbewegung 
nicht eingegriffen. Erſt auf jüdiſche Anregung hin beſchloß ſie, armen israelitiſchen 
Auswanderern freie Bahnfahrt bis zur Landesgrenze oder unentgeltliche Beförderung 
auf den ſtaatlichen Handelsſchiffen bis Rotterdam zu gewähren. 

Noch Ende Juli 1900 verſicherte die „Frankfurter Zeitung“, daß die rumä⸗ 
niſchen Juden lediglich, weil ſie Juden ſeien, in ihrem Vaterlande boykottiert und 
gezwungen würden, zum Wanderſtabe zu greifen. Das Blatt appellierte an die 
Diplomaten, endlich Wandel darin zu ſchaffen und den „ſchmachvollen Zuſtand“ zu 
beſeitigen, daß die rumäniſche Regierung tauſende ihrer jüdiſchen Unterthanen zur 
Auswanderung zwingt, als heimatlos und vogelfrei erklärt und ſie über die Grenze 
jagt. Kurz zuvor hatte dasſelbe Blatt behauptet, daß die rumäniſchen Behörden der 


- judiſhen Auswanderung ſoviel als möglich Hinderniſſe in den Weg zu legen verſucht 
haben. Man erſieht aus ſolchen Widerſprüchen, was man von der jüdiſchen Bericht⸗ 


erſtattung zu halten hat. | 

Auch das „Berliner Tageblatt“ appellierte Mitte Auguſt an die Mächte und 
behauptete, daß die in einer „raffiniert boshaften Weiſe entrechteten“ rumäniſchen 
Juden durch die rumäniſche Geſetzgebung zur Verzweiflung getrieben und zur 
Maſſenauswanderung genötigt wurden. „Die unerhörte Unbill, welche die rumä⸗ 
niſchen Juden durch die Regierung Carols erleiden, *ſt zugleich ein Schimpf, der 
den Garantiemächten Rumäniens angethan wird.“ 

Auf dem Londoner Zioniſtenkongreß hatte am 13. Auguſt 1900 der ungariſche 
Jude Max Nordau (Südfeld) die Kühnheit, von „Judenausweiſungen aus Rumänien“ 
zu ſprechen, obwohl nicht eine einzige Ausweiſung vorgekommen war, und zu be⸗ 
haupten, ſeit 400 Jahren, d. h. ſeit der Zeit der ſpaniſchen Inquiſition hätte die 
Welt ſolche Maſſenauswanderung nicht geſehen! Rumänien verletze den Berliner 
Vertrag und keine Macht, ſo klagte der zioniſtiſche Agitator, habe es der Mühe wert 
gehalten, dagegen zu proteſtieren. Dasſelbe Schickſal wie die rumäniſchen hätten 
auch die dreiviertel Millionen galiziſcher und die fünf Millionen ruſſiſcher Juden zu 
befürchten. . | 
Ein jüdiſcher Reporter in Wien, Namens Julius Bauer, hatte die Keckheit, 
Anfang Juli in der „Neuen Freien Preſſe“ aus Anlaß der Judenauswanderungen ein 
Schmähgedicht gegen die Königin von Rumänien zu veröffentlichen. Nachſtehend 
daraus eine Probe: 5 
| Es lallen zitternde Greiſe, 
Gebrochen an Leib und Seel', 
Die alte hebräiſche Weiſe, 
Das „Höre, o Israel!“ 
Mitunter kommt ſo ein Jüdchen 
Durch Kolbenſtöße zu Fall — 
Die Königin dichtet ein Liedchen 
Vom Schlag der Nachtigall! 


Die Wächter ſich erboſen, 
Sind ungeduldig ſchon, 


— 


Sie bringen die Heimatloſen 
Zur nächſten Leidensſtation. 
Die Anker werden gelichtet, 
Die Fahrt ins Elend geht — 
Und Carmen Sylva dichtet 


Ein Lied an die Humanität! 
* * 


: - 
5 ; O Königin, dichte, dichte 
Nur weiter in dieſem Sinn, 
Du kommſt in die Weltgeſchichte 
Als Märchendichterin. 


; Die Haltung der Hochſinanz. 


Schon ſeit Jahren waren jüdiſche Organe, wie das „Berliner Tageblatt“, be⸗ 
müht, die Finanzlage wie überhaupt alle Verhältniſſe Rumäniens in ein möglichſt 
ungünſtiges Licht zu rücken. Als die Grundurſache aller Uebelſtände bezeichneten ſie 
ganz offenherzig die Thatſache, daß den Juden in Rumänien noch immer nicht die 
volle ſtaatsbürgerliche Gleichberechtigung eingeräumt worden ſei. Auch die „Frank⸗ 
furter Zeitung“ behauptete wiederholt, unter anderem am 3. Juli 1900, daß das 
Vertrauen des Auslandes in die rumäniſchen Finanzen durch die Behandlung der 
Juden ſchwer geſchädigt werde. 

In der That hatte ſich die Finanzlage Rumäniens verſchlechtert, aber ſelbſt⸗ 
verſtändlich nicht aus dem angeführten Grunde, ſondern hauptſächlich infolge der 
Mißernte des Jahres 1899 und weil der Staat in ſeinen Häfen, für die Hebung 
ſeiner Donau- und Seeſchiffahrt und für ſonſtige Verkehrszwecke allzu koſtſpielige 
Aufgaben übernommen hatte. 

Als die Auswanderung rumäniſcher Juden im Sommer 1900 zunahm, er⸗ 
ſchienen in dem „Berliner Tageblatt“ und anderen jüdiſchen Organen weitere Nach⸗ 
richten über die troſtloſe Lage der Finanzen ſowie der geſamten wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe Rumäniens, insbeſondere wurde die jüdiſche Auswanderung als ein 
ſchwerer Verluſt für das Land bezeichnet. 

Dieſe Ausführungen gingen der beteiligten Berliner Hochfinanz, zunächſt der 
Diskontogeſellſchaft und der Firma Bleichröder, wider den Strich. Wenn etwa in 
der Folge eine peſſimiſtiſche Auffaſſung der Finanzlage Rumäniens in Deutſchland 
aufkam, dann mußten die genannten Bankhäuſer einen empfindlichen Kursrückgang 
der rumäniſchen Papiere und eine unberechenbare Schädigung ihrer Intereſſen be⸗ 
fürchten. Ohnehin hatten beide Banken zu ihrem großen Beſitz im Laufe des Jahres 
1900 beträchtliche Mengen rumäniſcher Papiere übernehmen müſſen, um den weichenden 
Kurs zu halten. 

Unter dieſen Umſtänden wurde die „National⸗Zeitung“, ein bevorzugtes Organ 
der Berliner Hochfinanz, beauftragt, der jüdiſchen Darſtellung von der Finanzlage 
des Königreichs entgegenzutreten, und ſie zeigte ſich in der That ſo dienſtergeben, 
daß ſie ihre ſemitiſche Seele verleugnete und, in Antiſemitismus machte. Im 
Auguſt 1900 verſicherte ſie, die ſonſt ſo judenfreundliche, daß die Maſſenauswande⸗ 
rungen der Juden aus Rumänien nicht auf Vergewaltigungen und Mißhandlungen 


—Zzuriidzufihren wären. Außerdem erklärte die „National⸗Zeitung“ gegenüber den 


Behauptungen jüdiſcher Blätter, daß durch die Judenauswanderungen die finanzielle 
Lage Rumäniens nicht getrübt und die Staatsfinanzen nicht in einem irgendwie 


. 


in die Wagſchale fallenden Maße berührt würden. Nachdrücklich trat ſie endlich der 
Behauptung jüdiſcher Organe entgegen, als ob die finanziellen Verhältniſſe Rumäniens 
gänzlich zerrüttet ſeien. Der rumäniſche Staat beſitze ausgedehnte Wälder, Petroleum⸗ 
gebiete und Salzgruben, ſo daß er im Falle der höchſten Not daraus noch immer 
ſämtliche Forderungen ſeiner Gläubiger befriedigen könne. 

Inzwiſchen find die damaligen Andeutungen der , National-Zeitung® über 
den Reichtum Rumäniens, insbeſondere über ſeine freien Unterpfänder, zu neuen 
Transaktionen ausgeſtaltet worden. Von der Diskonto⸗Geſellſchaft, Bleihroder und 
Genoſſen erhielt die rumäniſche Regierung im September 1900 einen Vorſchuß von 
15 Millionen Franken und verpfändete dagegen die Einnahmen aus dem Zigaretten- 
papiermonopol. Mit dieſer Berliner Finanzgruppe ſollen noch andere Geſchäfte ab⸗ 
geſchloſſen, u. A. durch ihre Vermittelung die Petroleumländereien des rumäniſchen 
Staates in Ausdehnung von etwa 30000 Hektar verpfändet oder verpachtet werden. Ob⸗ 
wohl die Gefahren des internationalen Petroleummonopols der Standard Oil Co. 
allerorts gewürdigt werden und immer bedenklicher hervortreten, ſo hat doch jene 
Berliner Bankgruppe ſich nicht geſcheut, als Strohmann der Standard Oil Co. mit 
der rumäniſchen Regierung zu verhandeln, und ſich bereit erklärt, das Petroleum⸗ 
anleihegeſchäft zwiſchen der rumäniſchen Regierung und der Standard Oil Co. gegen 
entſprechende Beteiligung zu vermitteln und dadurch das nordamerikaniſche Monopol 
zu ſtärken. Und dieſe Berliner Bankgruppe, die, gelinde geſagt, ſo kurzſichtig und 
ſo undeutſch handelt, lediglich weil ſie dabei eine ſtattliche Proviſion einzuheimſen 
hofft, galt lange Zeit, gilt vielleicht noch immer als die erſte Bankgruppe Berlins 
und Deutſchlands. Das iſt fürwahr beſchämend! 

Wenn es ſich um die Wahrnehmung großer Intereſſen gewiſſer Gruppen der 
Hochfinanz handelt, dann werden die jüdiſchen Blätter genötigt, wie die „National⸗ 


Zeitung“ zeigt, ſelbſt antiſemitiſche Staaten gegen jüdiſche Angriffe in Schutz zu 


nehmen. In ſolchen Fällen, die allerdings nur ausnahmsweiſe vorkommen, müſſen 
die Intereſſen des Judentums hinter die Sonderintereſſen ſeiner Affiliierten zurück⸗ 
treten. Die „Allgemeine Zeitung des Judentums“ hatte am 11. Mai 1900 ge⸗ 
ſchrieben: „Jetzt, wie niemals, liegt es in den Händen der großen Finanzhäuſer, ſich 
die Frage zu ſtellen, ob ſie nicht ein Verbrechen gegen die Humanität verüben, den 
Antiſemitenſtaat Rumänien von der drohenden wirtſchaftlichen Vaſallität zu retten, 
nachdem ſie auf ſchuldbarſte Weiſe Rumänien im Jahre 1878 aus ſeiner politiſchen 
Vaſallität zu befreien beitrugen.“ Dieſer Appell war vergeblich. 

Als Ende Juli 1900 Peter Carp rumäniſcher Miniſterpräſident wurde, riefen 
die jüdiſchen Blätter von Peſt, Wien und Berlin den „aufgeklärten“ und „ehrlichen“ 
Carp an, er möge im Intereſſe des finanziellen, moraliſchen und kulturellen Kredits 
Rumänien von der „aſiatiſchen Barbarei“ befreien und die Juden emanzipieren. 
Carp war allerdings wiederholt zu Gunſten der Juden eingetreten und er hat auch 
den Juden alsbald verſchiedene Zugeſtändniſſe gemacht, allein daran konnte auch er 
nicht denken, den Juden in Rumänien volle Gleichberechtigung zu gewähren. 


Der rumäniſche Judenartikel.“) 


Nach der Thronbeſteigung des Fürſten Karl zeigte ſich die rumäniſche Re⸗ 
gierung anfangs geneigt, den jüdiſchen Wünſchen Rechnung zu tragen, und ſchlug 


*) Alle Angaben und Anführungen der folgenden Abſchnitte, mit Ausnahme des 
letzten ſind wörtlich oder auszugsweiſe dem bereits erwähnten Königswerk „Aus dem 
Leben König Karls von Rumänien“ (Stuttgart 1900, vier Bände bei J. G. Cotta) ent⸗ 
nommen. 
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vor, in die Verfaſſung folgende Beſtimmung aufzunehmen: „Die Konfeſfion iſt kein 
Hindernis zur Naturaliſation in Rumänien.“ Ein Sondergeſetz ſollte dann die ſtufen- 
weiſe Zulaſſung der in Rumänien bereits anſäſſigen Juden zur Naturaliſation 
regeln. Dieſe Vorſchläge erregten aber in der Kammer wie bei der Bevölkerung 
heftigen Widerſtand und mußten ſchließlich zurückgezogen werden. Während der 
Verhandlungen darüber am 30. Juni 1866 wurde von der erregten Volksmenge 
die neue Synagoge in Bukareſt zerſtört, für deren Wiederaufbau Fürſt Karl aus 


— Privatſchatulle 6000 Dukaten ſpendete. Damals ermahnte der Miniſterrat die 


evöl kerung, ſich nicht zu Judenhetzen hinreißen zu laſſen. In der ausländiſchen 
Preſſe wurden dieſe Vorgänge von jüdiſchen Berichterſtattern arg entſtellt. Nach 
ihren Berichten ſollten die Vorſchläge der Regierung unter dem Druck eines bezahlten 
Pöbelhaufens zurückgezogen worden ſein und der damalige Miniſterpräſident J. Bra⸗ 


tianu gegen die Juden geſprochen haben. Wie das Königswerk feſtſtellt, wurde 


der erwähnte Artikel auf Verlangen der Juden ſelbſt zurückgezogen, die ſchon 
vor jener ſtürmiſchen Kammerſitzung, als ſie die allgemeine Aufregung im Volke 
bemerkt hatten, den Vertretern der Regierung erklärten, daß ſie auf eine Erweiterung 
ihrer Rechte verzichteten, wenn ſie auf Koſten der öffentlichen Ruhe und Sicherheit 
erkauft werden müßte. | 

Am 3. Juli 1866 formulierte die Kammer den Artikel 7 der Verfaſſung 
folgendermaßen: „Nur Chriſten können rumäniſche Staatsbürger werden.“ Sonach 
ſollte es den rumäniſchen Juden unmöglich gemacht werden, in den Beſitz politiſcher 
Rechte zu gelangen. | 

Die rumäniſche Regierung befand ſich damals in großer Finanznot. Sie 
verhandelte über die Aufnahme einer Anleihe ſelbſt unter den härteſten Bedingungen, 
aber ohne Ergebnis, wie die Denkwürdigkeiten des Königs durchblicken laſſen, wegen 
der beſchloſſenen Verfaſſungsbeſtimmungen gegen die Juden. 

Im April 1867 entſchloß ſich die rumäniſche Regierung, die fortdauernde Zu⸗ 
wanderung der Juden einzuſchränken. J. Bratianu erließ als Miniſter des Innern 
am 14. April 1867 ein Rundſchreiben und ordnete darin ein ſcharfes Vorgehen gegen 
alle Vagabunden an. Seit Abſchaffung der früher üblichen Wegeſcheine werde 
Rumänien von allen ſeinen Grenzen her mit Fremden überſchwemmt, die ohne 
Hilfsmittel ſeien. In dieſen Zeiten der Not, wo die Regierung kaum den Hunger 
der Einheimiſchen ſtillen könne, müſſe man gegen dieſe Plage der Einwanderung 
durch ſtrenge Mittel vorgehen. Zur Ausführung dieſes Befehls habe der Kriegs⸗ 
miniſter ſeine Mitwirkung zugeſagt. 

Obwohl in dieſem Rundſchreiben der Ausdruck „Israeliten“ gar nicht vorkam, 
beeilten ſich die europäiſchen Zeitungen, die öffentliche Meinung Europas darüber 
zu erregen, weil unter jenen Vagabunden und Fremden in erſter Reihe Juden ver⸗ 
ſtanden worden ſeien. 


Die Alliance Israclite Universelle mobilifiert gegen 
Rumanien. 


Fürſt Karl war erſt knapp zwei Wochen in Bukareſt und hatte ſich noch nicht 
einmal häuslich eingerichtet, als ſchon am 14. Juni 1866 Cremieux aus Paris er- 
ſhien, der Begründer der Alliance Israélite Universelle, und bis zum Fürſten 
drang. Er wollte die politiſche Gleichſtellung der Juden in Rumänien betreiben. Was 
that er zuerſt? Er bot, wie das Werk „Aus dem Leben König Karls von 
Rumänien“ (I. 71) berichtet, der rumäniſchen Regierung ein Darlehen von 25 Mil⸗ 
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Generalkonſul in Bukareſt beim Fürſten Karl gegen die ſcarf 
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lionen Franken zu billigen Zinſen als Gegenleiſtung an, wenn die Regierung in der 
neuen Verfaſſung den Juden die politiſhe Gleichſtellung einraumte. Cremieux und 
die Juden glaubten offenbar, mit dem Fürſten Karl und ſeiner Regierung ähnliche 
Geſchäfte machen zu können wie vordem mit dem Fürſten Cuſa und ſeinen Ge⸗ 
ſchöpfen — auf dem Wege der Beſtechung in feiner und grober Form, je nach dem 
Charakter der zu Beſtechenden. ; 

Später ſteckte ſich Cremieux trotz ſeiner republikaniſchen Geſinnung hinter die 
Regierung Napoleons III. und ließ durch einen Abgeſandten dem Fürſten Karl be⸗ 


richten, daß Napoleon III. über Bratianus Maßregeln gegen die Moldauer Juden 


ſehr aufgebracht ſei. Auch Frankreich, England und Oeſterreich erhoben Bedenken 
gegen die gedachte Maßregelung der Juden, obwohl ſie hauptſächlich nur gegen ſolche 
Juden gerichtet war, die in den. Dörfern unberechtigte Schänken betrieben. 
Napoleon III. that noch ein Uebriges und verſicherte dem Fürſten Karl in einer 
Depeſche vom 26. Mai 1867, daß die öffentliche Meinung in Paris ſehr erregt ſei 
über die Verfolgungen der Juden in der Moldau. Er könne nicht glauben, fügte 
Napoleon hinzu, daß die aufgeklärte Regierung des Fürſten Maßregeln geſtatte, die 
der Menſchlichkeit und Ziviliſation ſo zuwiderliefen. Fürſt Karl verſprach, die 
Sache unterſuchen zu laſſen, falls untergeordnete Beamte bei Ausführung der richtigen 
Maßregeln ihre Dienſtanweiſungen überſchritten haben ſollten. Gleichzeitig ließ 
Bratianu alle Geſetze veröffentlichen, die ſeit dem Jahre 1804 in der Moldau gegen 
die Juden erlaſſen worden waren. Das Pachten von Gütern, Schänken und Krügen 
war ihnen ſtets unterſagt geweſen. Bratianu hatte nur die ſeit 1804 beſtehenden, 1830, 
1831 und ſo fort, zuletzt 1866 erneuerten Beſtimmungen wiederum in Erinnerung 
gebracht. 

Trotz alledem wurde die rumäniſche Regierung von der europäiſchen Preſſe 
verdammt und das rumäniſche Volk verſchrieen, als ſtünde es im Banne eines mittel⸗ 
alterlichen Fanatismus, während es doch thatſächlich nur zu tolerant war. Von 
Paris aus leitete Cremieux die Agitation und ſuchte durch die Preſſe ganz Europa 
gegen Rumänien einzunehmen. Mit Napoleon hatte er wiederholt Unterredungen 
über die Judenfrage und in der „Patrie“ ließ er verſichern, daß Napoleon III. ſich 
aufs ſchärfſte gegen das rumäniſche Miniſterium ausgeſprochen habe. Anderwärts 
wußte man damals noch nichts vom Antiſemitismus. Rumänien ſtand allein und 
die geſamte europäiſche Preſſe ſchleuderte unter dem Einfluß des Judentums und 
Liberalismus ihren Bannſtrahl gegen Rumänien. Unermüdlich war vor allem 
Cremieux in ſeinen Angriffen gegen Rumänien und in ſeiner Verteidigung der 
dortigen Juden. Von den Juden in Jaſſy ließ er ſich Beſchwerden zuſenden und 
veröffentlichte ſie mit neuen Verdächtigungen. Mitte Juni 1867 behauptete er im 
„Siècle“, der Rumänien verteidigt hatte. daß die Juden ſchon ſeit der Verfolgung 
unter Titus, im erſten Jahrhundert nach Chriſto, in Rumänien anſäſſig geweſen 
ſeien, während ſie thatſächlich zumeiſt erſt in den letzten Jahrzehnten eingewandert 
waren. Cremieux ſuchte auch andere Diplomaten für die rumäniſchen Juden zu 
intereſſieren. Nach einer Mitteilung des Londoner „Standard“ vom 16. April 1898 
wurde der deutſche Vertreter in Paris am 2. April 1868 vo Bismarck angewieſen, 
dem Praſideyten der Alliance israélite, M. Cremieux, zu erklären, daß der preußiſche 
n Maßnahmen vor⸗ 
ſtellig werden würde, mit welchen die rumäniſchen Kammern der allerdings nament⸗ 
lich in der Moldau ſehr fühlbaren Judenplage Herr zu werden hofften. 

Anfang Oktober 1869 hielt ſich Fürſt Karl in Paris auf und ſah ſich ver⸗ 
anlaßt, einen Ausſchuß der Alliance Israélite Universelle unter Führung von 
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Cremieux in Audienz zu empfangen. Man erörterte umſtändlich die Judenangelegen⸗ 
heiten in Rumänien. Als die Pariſer Juden dem rumäniſchen Volk Unduldſamkeit 
vorwarfen, nahm Fürſt Karl ſein Volt lebhaft in Schutz. Auch ſonſt war die 
Alliance Israélite Universelle fortgeſetzt thätig. In ihrem Auftrage erſchienen Ende 
1869 in Bukareſt zwei Juden, um Land und Leute kennen zu lernen. Vom 
Miniſterium erhielten ſie zu dieſem Zweck Empfehlungen an die Präfekten. Darüber 
wurde am 28. Dezember 1869 in der Kammer verhandelt. Der Abgeordnete Codresku 
wies nach, wie unverhältnismäßig die Zahl der Israeliten in der Moldau ſich ver⸗ 
mehrt habe, während die rumäniſche Bevölkerung da, wo ſie in Berührung mit den 
Juden ſei, geradezu einen Rückgang erfahren habe. Er warf dem Miniſter vor, daß 
dieſer den Israeliten zwar nicht die Erlaubnis zur Niederlaſſung in den Dörfern, 
wohl aber zur Pachtung der Staatsdomänen gebe. Cogalniceanu ſuchte ſich mit 
großer Beredſamkeit von dem Verdachte zu reinigen, daß er die Juden auf Koſten der 
Rumänen begünſtige oder der Alliance isra6lite zu großes Entgegenkommen zeige, gab 
aber zu, daß er nicht die Mittel beſitze, um den ſtarken Zuzug der Israeliten aus 
Ruſſiſch⸗Polen und Galizien zu verhindern. Darauf griff ein Mitglied der Oppo⸗ 
fition ihn von neuem an, weil er keine Vorkehrungen gegen dieſe Invaſion treffe. 
Wenn nicht die rumäniſche Nationalität bald vollends zu Grunde gehen ſolle durch 
die Juden, müſſe man ſchleunigſt den Antrag der judenfeindlichen Fraktion aus dem 
Jahre 1868 hervorholen und Geſetz werden laſſen. Cogalniceanu antwortete, daß er 
ja vorgeſchlagen habe, die Juden an den Donaumündungen anzuſiedeln, dieſer Ge⸗ 
danke aber habe keinen Anklang gefunden, ſo möge die Kammer ſelbſt nun einen 
poſitiven Vorſchlag machen! Damit wurde zur Tagesordnung übergegangen. 


Dieſe Kammerverhandlungen wurden von der Pariſer Preſſe derart mit⸗ 
geteilt, daß ſie in Paris einen ungünſtigen Eindruck hervorrufen mußten. Cremieux 
ſuchte nach Handhaben zu Repreſſalien und wollte im geſetzgebenden Körper gegen 
die geplante Aufhebung der Konſulargerichtsbarkeit in Rumänien proteſtieren, weil 
Frankreich kein Vertrauen zu der rumäniſchen Juſtiz haben könne. Dagegen ſcheint 
der Vertreter Rumäniens in Paris mit Erfolg bemüht geweſen zu ſein, die maß⸗ 
gebenden Politiker Frankreichs von den freiſinnigen Anſchauungen der Mehrheit des 
rumäniſchen Volkes zu überzeugen. Cremieux hatte indeſſen Fühlung mit den Ge⸗ 
noſſen in Wien geſucht und es dahin gebracht, daß Graf Andraſſy dem Wunſche 
Rumäniens nach Aufhebung der Konſulargerichtsbarkeit wirklich widerſtrebte, einmal 
aus Mangel an Vertrauen wegen des rumäniſchen Richterſtandes und ſodann wegen 
der Judenfrage. Als der franzöſiſche Miniſter Cremieux Anfang Februar 1880 
ſtarb, ſchrieb Fürſt Karl ſeinem Vater: „Hier bedauert man den Tod Cremieux 
nicht; er iſt in der richtigen Stunde geſtorben, um unſerer Anerkennung durch Frank⸗ 
reich keine Schwierigkeiten in den Weg zu legen.“ x 


Moſes Monteſiori geht nach Rumänien. 


Um dieſe Zeit wandten ſich die engliſchen Juden unmittelbar an den Fürſten 
Karl. Am 25. Auguſt 1867 traf Moſes Montefiori (Blumberg) aus England in 
Bukareſt ein und wurde durch den engliſchen Generalkonſul dem Fürſten vorgeſtellt. 
Montefiori war gekommen, um ſich von der Lage der Juden in Rumänien zu unter⸗ 
richten. Wie er dem Fürſten gegenüber einräumte, hatten nach ſeinen Ermittelungen 
keine Judenverfolgungen in Rumänien ſtattgefunden. Fürſt Karl gab ihm die Ver⸗ 
ſicherung, daß er religiöſe Verfolgungen niemals dulden werde und entwarf dann 
eine Schilderung der Moldauer Juden. Darnach verzichtete Montefiori auf eine 
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1 R Reiſe nach der Moldau und erklärte ſpäter in der Londoner Preſſe, daß man die 
8 rumäniſchen Zuſtände in zu düſteren Farben dargeſtellt habe: von Mißhandlungen | | 
| EL der Juden könne dort keine Rede ſein, denn der Fürſt ſomohl als die Miniſter ſeien von 
| | größter Toleranz; auch habe er und ſeine Miſſion das weiteſte Entgegenkommen 


gefunden. 
Ein Vorſtoß der Wiener Juden. 


Auch von Wien aus ſuchten die jüdiſchen Politiker unmittelbar an den 
Fürſten Karl zu gehen und ſandten an ihn, als er ſich am 12. September 1869 
auf der Durchreiſe in Wien befand, eine jüdiſche Abordnung unter Führung des 
| damaligen jüdiſchen Abgeordneten Kuranda im Intereſſe der rumäniſchen Juden. 
5 Fürſt Karl erklärte, daß von wirklichen Judenverfolgungen in Rumänien nicht die 
5 Rede ſein könne, daß die Lage der Juden in Rumänien durchaus nicht ſo be⸗ 
klagenswert ſei, wie man es ſo gern im Auslande verbreite. 


Die Verſchärfung des Judenartikels. 


ö F:4 Bei Eröffnung der Kammer am 15. Januar 1868 berührte die Thron- 
| rede auch die Judenfrage und erklärte, daß ein Land, welches ſich immer durch 
5 
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1 Toleranz ausgezeichnet habe, nicht im 19. Jahrhundert unter der Regierung dieſes 
F 1-1 Fürſten in die mittelalterliche Barbarei verfallen könne, wirtſchaftlichen Maßnahmen 
BY einen religiöſen Anſtrich zu geben. Nachdrücklich wies man den Vorwurf ab, als 
ob die rumäniſche Nation irgend welche religiöſe Unduldſamkeit hege. 
| Am 17. März 1868 unterbreiteten 31 Abgeordnete aus der Moldau der 
4 Kammer einen Geſetzentwurf folgenden Inhalts: „Juden dürfen in den ſtädtiſchen 
1 / Gemeinweſen nur mit Genehmigung des Gemeinderats, in den ländlichen Gemeinden 
B= dagegen unter keinem Vorwande und nicht einmal zeitweilig ſich niederlaſſen. Unbe⸗ 
= wegliches Eigentum dürfen fie weder in den Städten noch auf dem Lande erwerben; 
| 5 Kauf und Verkauf desſelben zu ihren Gunſten iſt null und nichtig. Ebenſo iſt es 
| ; | ihnen verwehrt, Landgüter, Weinberge, Schänken, Gaſthöfe, Brennereien, Mühlen, 
F | Brücken u. ſ. w. in Pacht oder Betrieb zu nehmen, und weder Staat noch Gemeinden 
dürfen ihnen Lieferungen übertragen. Um Handel zu treiben, bedürfen ſie eines 
: von dem betreffenden Gemeinderat ausgeſtellten Gewerbeſcheines, doch ſollen fie 
23 Nahrungsmittel und Getränke nur an ihre Glaubensgenoſſen, nicht an die Chriſten, 
abſetzen dürfen. Dieſes Geſetz ſollte rückwirkende Kraft erhalten. 

Unter dem Einfluß der jüdiſchen Preſſe geriet damals ganz Europa gegen 
| Rumänien in Aufregung. Bratianu bekämpfte die Vorſchläge und brach mit den 
| | Antiſemiten. Fortwährend wurden überdies falſhe Gerüchte über Judenverfolgungen 
1 in Umlauf geſetzt, von der europaiſhen Preſſe verbreitet und Beſchwerden darüber 
| bei der rumäniſchen Regierung erhoben, die faſt immer in der Lage war, die Gerüchte 
Y = zu entkräften. > 
v2 
\ 


Aergerlich ſchrieb Fürſt Karl einmal, daß Bukareſt voll von Zeitungskor⸗ 
reſpondenten fige, die über die Judenverhandlungen bis in die kleinſten Einzelheiten 
berichten. Noch auf keine rumäniſche Frage ſei die öffentliche Aufmerkſamkeit und 
das europäiſche Intereſſe in ſo hohem Grade hingelenkt worden. „Wenn es ſich nur 
4 um Chriſten oder Türken handeln würde, ſo bliebe man unſeren Angelegenheiten 
Kt | gegenüber gleichgiltig.“ 

| | Deutſche Furſten iiber die Juden. 


In einem der Briefe an ſeinen Sohn berührte Fürſt Karl Anton von Hohen- 
zollern Mitte März 1868 die Judenfrage. , Dieſe Frage“, ſchrieb er, „iſt ein Noli 
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me tangere, denn die Juden beſitzen Geld und die ganze Preſſe; es freut mich, daß 
Rumänien jetzt einlenkt. Judenzuſtände, wie ſie an der unteren Donau vorkommen, 
find ein ſchlimmer Ausſchlag am Staatskörper; allein ſo wenig man einen Ausſchlag 
plötzlich vertreiben kann, ebenſowenig läßt ſich die Judenfrage mit einem Schlage löſen.“ 

Auch Kronprinz Friedrich Wilhelm erkannte damals die jüdiſche Agitation und 
ſchrieb dem Fürſten Karl am 15. April 1868 aus Berlin: „Ich habe mich in den 
letzten Tagen genügend über die Judengeſchichten geärgert, denen man wohl anmerkt, 
daß tückiſche Mißgunſt dabei einheizt.“ Und Ende Mai 1868, als wieder einmal 
falſche Gerüchte über Ausſchreitungen gegen die Juden in Bacau verbreitet waren, 
ſchrieb Fürſt Karl Anton ſeinem Sohn: „Die Judenfrage iſt in ein Stadium ge⸗ 
treten, welches die geſpannteſte Aufinerkfamkeit des geſamten Europas erregt hat. 
Sie iſt eine höchſt unglückliche Epiſode in der ſonſt ruhigen Weiterentwickelung der 
inneren rumäniſchen Zuſtände, zugleich aber eine große dynaſtiſche Gefahr. Ich 
habe ſchon früher auseinandergeſetzt, daß alle jüdiſchen Angelegenheiten ein Noli me 
tangere ſeien. Dieſe Thatſache iſt eine Krankheitserſcheinung Europas, aber als 
Thatſache muß ſie acceptiert werden; an ihr iſt nichts zu ändern, weil die geſamte 
europäiſche Preſſe von der jüdiſchen Finanzmacht beherrſcht wird. Mit einem Worte, 
das Geldjudentum iſt eine Großmacht, deren Gunſt von den vorteilhafteſten 
Wirkungen ſein kann, deren Mißgunſt aber gefährlich iſt! — Von allen Seiten, von 
allen Ecken und Enden der Erde ertönte uniſono ein Schrei des Entſetzens über die Be⸗ 
gebenheit von Bacau, und nichts war im ſtande, ſelbſt nicht die offiziellen Dementis, 
den Eindruck zu mildern oder zu ſchwächen, den dieſe Ereigniſſe hervorgerufen 
haben. — Mir ſcheint, daß Bratianu nicht genug Energie gezeigt hat in dieſer 
Frage und zuviel auf eine Karte ſetzt! — Alle Regierungen haben, auf die Berichte 
ihrer Konſuln geſtützt, dieſem Miniſterium ihr Vertrauen entzogen.“ 

Damals hatte Fürſt Karl Anton in beſter Abſicht einen Brief an Berthold 
Auerbach geſchrieben, damit dieſer ſeinen Einfluß aufbiete, um die Sprache der 
„Neuen Freien Preſſe“ in Wien gegen Rumänien, die an Heftigkeit alles überſtieg, 
zu mäßigen. Berthold Auerbach aber hatte, wie Fürſt Karl Anton ſpäter ärgerlich 
äußerte, die unerhörte Eitelkeit und den unüberlegten Leichtſinn, ſeinen Brief, wie er 
war, an die Redaktion der „Neuen Freien Preſſe“ zu ſchicken, die ſich beeilte, ihn 
zu veröffentlichen, um der Welt zu zeigen, wie hoch der Einfluß der jüdiſchen Preſſe 
und der jüdiſchen Schriftſteller ſelbſt von fürſtlicher Seite eingeſchätzt wird. Dem 
Fürſten Karl Anton war dieſe Veröffentlichung ſehr fatal, er hatte ſie nicht beab⸗ 
ſichtigt, ſonſt würde er den Brief ganz anders geſchrieben haben. In jüdiſchen 
Kreiſen nahm man damals an, daß Fürſt Karl Anton ein Freund der Juden ſei, 
und er erhielt maſſenhafte Zuſchriften mit der Bitte, ſeinen Einfluß zu Gunſten der 
Juden geltend zu machen, namentlich von der Alliance Israélite Universelle und 
Cremieux. 

Um dieſe Zeit waren die Mächte durch ihre Konſuln für die rumäniſchen 
Juden eingetreten auf Grund von Artikel 46 des Pariſer Vertrages, der allen 
Klaſſen des Landes ohne Unterſchied der Raſſe und des Glaubens gleiche Behandlung 
zuſichert. Auch Oeſterreich, Frankreich, Preußen und Rußland verlangten Genug- 
thuung und Entſchädigung für die Ausgewieſenen. Anfang Mai erfuhr Fürſt 
Karl in Buſeu, daß die ſogenannte Judenverfolgung von Bacau für ganz Europa 
zur cause célèbre geworden war und ſogar das Zuſtandekommen des Eiſenbahn- 
projektes gefährdete! bs 

„Die ewigen Judenhetzen bei Dir“, ſchrieb der Kronprinz Friedrich Wilhelm 


am 28. Mai 1870 an den Fürſten Karl, , find eine wahre Kalamität; ich weiß 
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wohl, wie der Jude insgemein von dem Strolchjuden in Rumänien zu unterſcheiden [ 
| 1 iſt, und ärgere mich daher ſtets von neuem, wenn Nachrichten von levitiſchen | 
1 Kravallen eintreffen, gegen welche die auswärtigen Schutzmächte Proteſt erheben.“ 

6 | . „In den beſſarabiſhen Bezirken“, berichtete Fürſt Karl ſeinem Vater am 
5 15. Februar 1872, , find von der Oppofitionspartei einige Judenhegen ins Werk 
1 geſetzt worden; die Regierung hat aber ſofort zu energiſchen Maßregeln gegriffen, 
| | ' um die Ruhe wiederherzuſtellen. Die Zeitungen übertreiben wieder furchtbar und 
| | ſprechen von Hunderten obdachloſer Familien und von Maſſenauswanderung der 
1 | Jauden nach der Dobrudſha. Dies gehört wieder einmal in den Bereich der Er- 
| | 5 | findungen. Alle Vertreter der Großmächte müſſen bezeugen, daß die Regierung thre 
1 1 Pflicht gethan hat!“ Einige Tage ſpäter ſchrieb Fürſt Karl: „Bei der Judenhetze 
W225 5 in Beſſarabien hat das Miniſterium energiſh durchgegriffen. In Ismail und Cahul 


— — 


j | | ! find die Präfekten abgeſetzt worden, weil fie keine Umſicht gezeigt haben und ſchwach 
0 |} geweſen find; die Anſtifter ſind eingeſperrt und werden der gerechten Strafe nicht 
164 2 entgehen. In der Moldau hetzt die Oppoſition unaufhörlich gegen die Juden; es 
of find aber alle Maßregeln getroffen, daß keine Unordnung vorkommt.“ 

i | | | : 22 2 

1 Kaiſer Wilhelm über die Juden. 

| = | In einem Briefe vom 27. April 1872 ſchrieb Kaiſer Wilhelm dem Fürſten 


| Menſchen zuweilen nehmen zu müſſen, die ſo ſind, wie ich ſie aus dem ruſſiſchen 
Polen im Uebermaß kenne! Wenn in den neueſten Ereigniſſen bei Dir die Schuld 
der Juden, nach Ausſpruch deines eigenen Gouvernements, gar nicht ſo groß war, 
als man anfänglich glaubte, und nun dennoch die harte Strafe erfolgt iſt, ſo iſt 
allerdings Gnade wohl angebracht und andrerſeits die nicht ſchnell und ſtark genug 
angewendete Reprimierung von Aufläufen und Judenverfolgungen zu bedauern.“ | 


4 #1 | | Parlament und Diplomaten im Dienſte jüdiſcher Politik. 


ü | Endlich begann die Agitation der Alliance Isra6lite Universelle, nachhaltig 
4 unterſtützt durch das Echo der ganzen liberalen Preſſe, die erwartete Wirkung zu 
+ äußern und es ſtellten ſich in den Dienſt der jüdiſchen Politik die Volksvertretungen 


Karl von Rumänien: „Es iſt eine ſchwere Aufgabe, Partei für eine Raſſe von f 


1 wie die Diplomaten der meiſten europäiſchen Mächte. 0 
1 f Als im April 1872 das Schwurgericht von Buſeu unſchuldige Juden ver- 4 
3 | urteilte, ſchuldige Chriſten aber freiſprach, richtete das geſamte Konſularkorps an die 
93 rumäniſche Regierung Proteſtnoten. Ende April verlangte das engliſche Parlament 
. eine diplomatiſche Intervention; alle Kabinette, mit Ausnahme des ruſſiſchen, wollten 
Is | in dieſer Sache vorgehen. Furſt Karl hoffte mit der Begnadigung der Verurteilten 
| 4 den Sturm beſchwören zu können. | 
5 Im Deutſchen Reichstage waren die Juden damals viel einflußreicher als 
gegenwärtig und ſo gelang es ihnen, die rumäniſche Judenfrage Mitte März 1872 
zum Gegenſtand einer Erörterung zu machen auf Grund einer Eingabe des Vor⸗ 
ſtandes der Synagogengemeinde zu Lyck mit dem Verlangen, das Deutſche Reich 
S möge den Judenverfolgungen in Rumänien ein Ende machen. Damals ſchilderte 
| „ der Abgeordnete Dr. Bamberger die mißliche Lage der Moldauer Israeliten in den 
| ſchwärzeſten Farben und erklärte es für die Pflicht der Weſtmächte, dieſelbe zu ver⸗ 
beſſern. Abgeordneter Miquel war aber trotz aller Sympathiq für die Sache der 
bedrängten Juden doch der Anſicht, daß man ſich hüten müſſe, ſu weit zu gehen in 


dem Beſtreben, den Juden zu helfen, weil dadurch deren Lage noch verſchlechtert 


1 


werden würde. In keinem Lande ſei die Regierung ſo ſchwach wie in Rumänien, 
und durch fortwährende Mahnungen würde man die auf ihre Selbſtändigkeit ſehr 
eiferſüchtigen Rumänen noch mehr gegen die Juden und ſchließlich ſogar gegen ihren 
deutſchen Fürſten erbittern. Abgeordneter Lasker ſprach natürlich im Sinne Bam⸗ 
bergers. Der Abgeordnete von Bunſen ſchloß ſich der Auffaſſung Miquels an und 
wies nach, daß von 1866 bis 1872 keine Judenverfolgungen in Rumänien vor⸗ 
gekommen waren. Schließlich wurde aber der Antrag Bambergers angenommen: 
„Der Reichstag wolle beſchließen, unter Anerkennung der bisher vom Reichskanzler 
in Sachen der rumäniſchen Juden gethanen Schritte, den Reichskanzler aufzufordern, 
auch ferner wie bisher beſtrebt zu ſein, alles zu thun, was nach der Sachlage ſtatt⸗ 
haft iſt, um für die Zukunft der Wiederholung ähnlicher Vorkommniſſe vorzubeugen.“ 

Zu dieſer Zeit ſchlug England den Schutzmächten einen Kolleftivſchritt gegen 
Rumänien vor, um dadurch die rumäniſche Regierung zu zwingen, den Artikel 46 
des Pariſer Vertrages auszuführen und den Juden die politiſchen Rechte einzu⸗ 
räumen. Fürſt Gortſhakow antwortete jedoch ablehnend. Die Juden des Orients 
dürften nicht mit denen des Occidents verglichen werden. Rußland vereinige ſich 
zwar mit den anderen Mächten, um der rumäniſchen Regierung die nötigen Vor⸗ 
ſtellungen zu machen, habe aber nicht die Abſicht, ſich in die inneren Angelegenheiten 
eines fremden Staates zu miſchen. Gortſchakow riet England, ſich nicht an die 
anderen Mächte, ſondern zuerſt an die rumäniſche Regierung zu wenden. In einer 
ſpateren Note wurden die Vertreter Rußlands im Auslande angewieſen, den 
rumäniſchen Standpunkt zu verteidigen. Dagegen ſprach der deutſche Vertreter in 
Bukareſt ſein Bedauern darüber aus, daß England der Judenfrage ſo große Be⸗ 
deutung beilege, und glaubte nicht, daß Fürſt Bismarck ſich den engliſchen Vor⸗ 
ſtellungen anſchließen werde. „Ich habe nur die eine Befürchtung,“ ſchrieb am 
29. Juni 1879 Fürſt Karl ſeinem Vater, „daß die Juden bei den Garantiemächten 
ſo lange bohren und arbeiten werden, um für ihre hieſigen Genoſſen die politiſchen 
Rechte zu erlangen, bis man ſich ſchließlich herbeilakt, dieſelben von uns zu er⸗ 
zwingen. Das würde den Sturz des gegenwärtigen und jedes anderen Miniſteriums 
herbeiführen. Vor einigen Monaten erfreuten ſich die Israeliten hier noch einiger 
Sympathien in gewiſſen Kreiſen, ſeitdem ſie aber ein ſolches Geſchrei in Europa er⸗ 
hoben haben, und ſeitdem die jüdiſche Preſſe aller Staaten in einer ſo unwürdigen 
Weiſe über das Land herfällt und die Gleichſtellung der Juden hier erzwingen will, 


haben dieſelben vorläufig hier nichts zu hoffen.“ 


Ziemlich deutlich beklagte ſich Fürſt Karl über die Haltung der Finanz⸗ und 
jüdiſchen Kreiſe in Oeſterreich⸗-Ungarn, die ihre Mißgunſt durch den fortdauernden 
Federkrieg gegen das Land zeigten. „Die öſterreichiſchen und ungariſchen Zeitungen 
laufen einander darin den Rang ab. Was zu lange währt, wird ſchließlich lang- 
weilig; ſomit iſt zu hoffen, daß die Welt dieſes gedruckten Lügengewebes ſchließlich 
überdrüſſig werden wird. Alledem mag aber auch viel Börſenſpekulation zu Grunde 
liegen; die jüdiſche haute finance hat erklärt, mit dem judenfreſſeriſchen Rumänien 
keine Geſchäfte mehr eingehen zu wollen und, wo das Land ein ſolches machen will, 
es zu kontrekarrieren. Unterdeſſen haben wir mit einem großen ungariſch⸗jüdiſchen 
Hauſe das Tabaksmonopol abgeſchloſſen und das nie gehoffte Angebot von acht 
Millionen jährlich, ein für beide Teile glänzendes Geſchäft, erreicht.“ 

Anfang November 1872 trat in Brüſſel eine Judenkonferenz zuſammen, um 
für die Glaubensgenoſſen in Rumänien die politiſchen Rechte zu fordern. Anfang 
1873 wünſchte Fürſt Karl ſein Land von den unwürdigen Banden zu befreien, die 
es an die Türkei feſſelten, und zwar hoffte er die Erregung, die ein ſolcher Schritt 
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7 j 4 in Europa hervorrufen wiirde, ts eine gleichzeitige Regelung der Stellung der N | 
1 rumäniſchen Juden beſchwichtigen zu können. | | 
i. | Mit Bezug auf ein neues Geſeg über die Bewilligung von Schanklizenzen 

i: | auf dem platten Lande ſchrieb Fürſt Karl am 28. Februar 1873 ſeinem Vater: „In | 
Ss. | den Zeitungen klagt man uns wieder der Judenverfolgung an, weil das neue Geſetz \ 
1 über die Schanklizenz verbietet, daß ein Jude in einem Dorfe einen Ausſchank 4 
Bt | halte. Es iſt dies eine vernünftige Maßregel, und wir find entſ<loſſen, hierin jede 64 


il 
| Reklamation und Intervention zurückzuweiſen. Man muß die Dörfer in der Moldau | 
1 kennen, um beurteilen zu können, welch ſchädlichen Cinfluß der Jude durch ſeinen— of 
IH gefälſchten Branntwein auf die Landbevölkerung ausübt. In Polen und Ungarn, T7 
1 | wo der Jude alle ſonſtigen Freiheiten genießt, iſt es ihm bis heute noch nicht ge- +} 
ö ſtattet, eine Dorfkneipe zu halten — mit vollem Recht! — Bedauerlih iſt da⸗ 4 
gegen, daß man in Rumänien den Juden auch vom Tabaksverkauf ausgeſchloſſen | 
1 hat, denn dadurch hat man ihn zu dem ärgſten Contrebandier gemacht.“ | 
1 Mitte Juni 1873 richtete England wiederum in der Judenfrage eine Note " | 
1 an die rumäniſche Regierung. 0 | 
| 1 Einige Jahre ruhte dann die rumäniſche Judenfrage. Mindeſtens wiſſen die | 


s Denkwürdigkeiten aus dem Leben König Karls von Rumänien nichts darüber zu 
3 | 2 berichten. Als Mitte Mai 1878 im Deutſchen Reichstage der Handelsvertrag mit 
= Rumänien beraten wurde, erhoben die jüdiſchen Vertreter verſchiedene Bedenken pu 


wegen der Unduldſamkeit der Ruminen gegen die Juden. 


Der Berliner Kongreß. 


ö Ende Juni 1878 entſchied der Berliner Kongreß über das Schickſal Rumäniens. 
g Rumäniens Unabhängigkeit ſollte anerkannt werden, wenn Rumänien ſich verpflichtete, 
| konfeſſionelle Unterſchiede nicht mehr zum Anlaß für politiſhe und bürgerliche Un- 


gleichheit zu nehmen, d. h. alſo unter der Bedingung, daß Rumänien auch ſeinen 
jüdiſchen Bewohnern die Staatsbürgerrechte verleiht. | 

Artikel 7 der rumäniſchen Verfaſſung beſtimmte die <riſtlihe Religion als 
Vorbedingung zur Erwerbung des rumäniſchen Bürgerrechts. Demgemäß mußte 
eine Verfaſſungsänderung vorgenommen werden. 

Für den Fürſten Karl wie für die rumäniſche Regierung war es im höchſten 


1 Grade unerwartet und unangenehm, wieder vor die Judenfrage geſtellt zu werden. 
5 | Das zähe und entſchloſſene Eintreten der Mächte zu Gunſten der Juden rief in 
1 Rumänien eine ſtarke Erbitterung gegen das Ausland hervor. 

„Selbſtverſtändlich“, ſchrieb der Fürſt am 4. Auguſt 1878 an ſeinen Vater, 


| „kann dieſe delikate Frage nur in der Weiſe gelöſt werden, daß in der Folge ein 
B) . Jude ebenſo wie jeder andere Fremde ſich um die Bürgerrechte bewerben muß.“ | 
, Schon hiermit deutete er den Weg an, den Rumänien dann beſchritten hat. N 
\ DW die Judenfrage“, ſchrieb Fürſt Karl Anfang 1879, „regt ganz Rumänien auf | 
> und jeder ſinnt darauf, die für das Land günſtigſte Loſung zu finden. Namentlich 19 
in der Moldau, wo die jüdiſche Bevölkerung beſonders ſtark iſt, will man energiſch | 
gegen eine Emanzipation der Juden ankämpfen. | 1 
In dieſer Frage zeigte Fürſt Karl Anton ſeinen weiten Blick. Am 26. Juli 1878 | 
ſhrieb er ſeinem Sohn: „Der vom Kongreß oktroyierte Judenparagraph iſt eine | 
allgemeine Humanitätsphraſe. Es iſt der Geſetzgebung allein überlaſſen, dieſe Ver- 1! 
5 hältniſſe zu regeln, und ich bin überzeugt, daß ſpaterhin, abgeſehen von der Alliance | 
INE Israélite, fein Hahn danach krähen wird, wie jene Beſtimmungen zur Ausführung | i 
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gelangen mögen. Das für die Mitglieder eines Kongreſſes bequemſte Auskunfts⸗ 
mittel in ſolchen Fällen, die Ueberlaſſung der Detailabmachungen an Spezial⸗ 
kommiſſionen, iſt zugleich das für die Beteiligten nachteiligſte; denn wo giebt es 
dann noch eine Inſtanz, die den Finalſpruch thun kann, falls es jener Kommiſſion 
beliebt, die Erledigung hinauszuſchieben?“ | 
Wiederholt bezeichnete Fürſt Karl die Emanzipation der Juden als eine große 
ſoziale Revolution auf friedlichem Wege. Alle einflußreichen Männer, die er ſprach, 
ſahen unüberſteigliche Hinderniſſe und befürchteten Ausſchreitungen. Der Metropolit 
von Jaſſy erklärte, die chriſtliche Moldau dürfe nicht den Juden ausgeliefert werden. 
Der Fürſt ſuchte vergeblich zu vermitteln. 


Die Mächte für die Juden. 


Anfang 1879 erklärte England, daß es den Berliner Vertrag nicht für er⸗ 
füllt halten würde, falls Rumänien den Juden nur einzeln und individuell die 
Naturaliſation gewähren ſollte. 

Deutſchland zeigte ſich anfangs in dieſer Frage am wenigſten nachgiebig. Auf 
dem Umwege über Wien ließ Bismarck zu Beginn des Jahres 1879 fragen, wann die 
Judenfrage geregelt werden ſolle? Graf Andraſſy riet dazu, dann werde ſich die 
Verſtimmun Deutſchlands legen. Waddington, der Vertreter Frankreichs, meinte, 
daß die Mächte erſt dann die Unabhängigkeit Rumäniens anerkennen würden, wenn 
ſie über die Bedingungen Gewißheit erhalten hätten, unter denen die Juden die 
bürgerlichen Rechte erlangen könnten. Man empfand in Rumänien unangenehm, 
daß die Anerkennung der Unabhängigkeit Serbiens erfolgte, obgleich dort der Juden⸗ 
artikel noch nicht ſanktioniert war. In Serbien iſt freilich die jüdiſche Bevölkerung 
verhältnismäßig unerheblich und ſo legten die Inſpiratoren dieſer Politik auf 
Serbiens Verhalten weniger Gewicht. 

Mitte März 1879 klagte Fürſt Karl dem deutſchen Generalkonſul Bamberg in 
einem Briefe, daß dem Lande jetzt wieder ſchwere Kämpfe bevorſtehen, die alle 
Leidenſchaften entfeſſeln. „In Deutſchland fing man bereits an, ungeduldig zu 
werden über den Aufſchub, weil man ſich dort nicht Rechenſchaft giebt, daß eine 
ſoziale und ökonomiſche Frage nicht mit einem Schwertſtreich oder einem Federſtriche 
gelöſt werden kann. Die deutſhe oder vielmehr preußiſche Preſſe, ſpeziell die 
Kölniſche Zeitung, iſt uns ſehr wenig gewogen; ich finde, daß man in meinem alten 
Heimatlande noch viele Vorurteile gegen Rumänien hat und uns jede Anerkennung 
für das Geleiſtete verſagt.“ | 

Jn der Thronrede vom 3. Juni 1879 wurde hervorgehoben, daß Rumänien 
immer ein tolerantes Land geweſen ſei. Die Einſchränkung der Verfaſſung hätte 
keine religiöſe, ſondern eine rein nationale und ſoziale Baſis, inſofern als durch 
ein ſchrankenloſes Anwachſen der jüdiſchen Einwanderung die Landbevölkerung, be⸗ 
ſonders in der Moldau, auf das empfindlichſte geſchädigt worden wäre, in ökono⸗ 
miſcher wie in ſittlicher Beziehung. 

Am 7. Juni 1879 meldete der rumäniſche Vertreter in Berlin, daß die Groß⸗ 
mächte, wenn ſie die Löſung der Judenfrage, wie die rumäniſchen Kammern ſie be⸗ 
ſchließen würden, nicht für genügend befinden ſollten, ihre Botſchafter in Berlin mit 
der Erledigung dieſer Angelegenheit beauftragen würden. 

Am 28. Juni 1879 telegraphierte der rumäniſche Vertreter in Berlin, daß 
die Weſtmächte eine Kollektivnote an die rumäniſche Regierung zu richten beabſichtigen. 
Die Lage ſei äußerſt ernſt, und die größten Gefahren erwarteten das Land, wenn es 
fih nicht den Forderungen des Berliner Vertrags unterwerfe! 
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Fürſt Karl Anton meinte in einem Brief vom 26. April 1879 an ſeinen 
Sohn, daß es ihm leichter geworden ſein mag, mit den Türken fertig zu werden 
als mit den Vorurteilen und Diktaten Europas. Aber die Judenfrage müſſe trotz 
aller Antipathien der Bevölkerung und ungeachtet der großen Schädlichkeit der 
ganzen Maßregel um jeden Preis durchgeſetzt werden. Sonſt befürchtete er ernſte 
Verwicklungen von unabſehbarer Tragweite, ja er zweifelte, ob ſein Sohn länger mit 
Ehren an der Spitze eines Landes bleiben könnte, das ſich ſelber einer Exekutions⸗ 
preſſion ausſetze. Solche wäre mit ſeiner Würde niemals zu vereinen. Die Löſung 
der Judenfrage würden die Mächte mit allen erdenklichen Maßregeln, am Ende mit 
Gewalt durchſetzen. 

„In der Judenfrage“, ſchrieb damals der Prinz von Bulgarien an den 
Fürſten Karl, „bedauere ich Dich von ganzem Herzen, welches Verhängnis für uns 
alle, daß die Großmächte ſich zu Herren der Welt erklärt haben!“ Er ſelbſt konnte 
leichter gleiches Recht für alle gelten laſſen, weil die Juden in Bulgarien keine 
Rolle ſpielen. 


Die Stimmung in Rumänien. 
„All unſer Denken, Thun und Laſſen”, berichtete Fürſt Karl am 13. Juni 1879 


an ſeinen Vater, „all unſere Arbeit konzentriert ſich auf dieſe ſchwierige Angelegen⸗ 
heit, die jeden mit Beſorgnis erfüllt und deren Ausgang ſich nicht berechnen läßt. 


In der Kammer tritt bereits ein paſſiver Widerſtand zu tage, der ſchwer zu brechen 
iſt; unter den Moldauern zeigt ſich wachſende Erregung und ſo große Abneigung 
gegen Konzeſſionen an die Juden, daß allein die größte Vorſicht imſtande ſein wird, 
ihre Vorurteile zu beſiegen“. 

Die Lage wurde immer bedenklicher. Die Kammern hatten die Judenfrage 
an Kommiſſionen überwieſen, doch war wenig Hoffnung auf raſche Löſung, da die 
allgemeine Stimmung dahin ging, mit einſeitiger Betonung des Nationalitätsprinzips 
allen Fremden möglichſt wenig Rechte zuzugeſtehen. 

Fürſt Karl verlangte, wie er in einem Brief an ſeinen Vater ſchrieb, daß die 
Regierung Stellung nehmen ſoll, „die Sache geht aber nicht vorwärts, wir ver⸗ 
wickeln uns immer mehr, und es wird ſchließlich eine Lage geſchaffen werden, aus 
der man nicht mehr herauskommen kann! Die Regierung ſucht die Kammern dahin 
zu beeinfluſſen, daß einer gewiſſen Kategorie von Juden die Bürgerrechte zugeſprochen 
würden, findet aber mit ihren Vorſchlägen kein Gehör; auch die Drohungen Europas 
machen keinen Eindruck. Bratianu wird jedoch die Miniſterfrage ſtellen, und ſollte 
auch das nicht wirken, ſo wäre erwieſen, daß auf konſtitutionellem Wege die Durch⸗ 
führung des Artikels 44 des Berliner Vertrags nicht zu erlangen iſt! Dieſe Mög⸗ 
lichkeit erfüllt mich mit um ſo größerer Sorge, als die Mächte uns zur Auffindung 
einer anderen Löſung keine Zeit mehr laſſen werden! In Berlin iſt man für den 
Fall einer nicht befriedigenden Löſung zur Intervention entſchloſſen, und zwar 
mittelſt einer Kolleftivnote, die uns vorſchreiben wird, welche Rechte wir den Juden 
zu geben haben. Ein ſolcher Schritt würde natürlich die Aufregung im Lande 
aufs höchſte ſteigern und den Widerſtand nur noch vermehren; das aber könnte für 
das Land eine große Gefahr werden, abgeſehen von der Demütigung, die darin 
liegt. Man ſtellt ſich nun die Frage, ob der Intervention auch die Exekution folgen, 
und worin dieſelbe beſtehen würde. | 

Vorläufig liegt es aber an uns, das Land vor bitteren Enttäuſchungen zu 
bewahren, und deshalb verlangte ich von meinen Miniſtern ein energiſches Durch⸗ 
greifen! Sie werden auch ſicherlich zu allen Mitteln greifen, durch die ein Erfolg 
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irgend zu erlangen iſt; dennoch wird es heiße Kämpfe koſten, on on laissera des 
lambeaux! Noch nie hat das Land vor einem größeren Problem geſtanden, eine 
ernſtere Kriſis durchgemacht, worin alles auf dem Schlachtfelde Gewonnene wieder 
verloren gehen kann! Italien begnügt ſich mit der Streichung des Artikels 7 der 
Konſtitution, ebenſo England mit der Naturaliſation einiger Juden. Waddington 
aber verlangt eine radikale Löſung, und in Berlin beſteht man auf — dem Rückkauf 
der Eiſenbahn unter den Bedingungen der dortigen Bankiers! Wir erwarten daher 
ſelbſt von einer befriedigenden Regelung der Judenfrage keine Aenderung unſerer 
Stellung zu Deutſchland: der deutſche Kanzler iſt gegen uns, und alles Wohlwollen 
des Kaiſers kann nichts daran ändern. Ich bin ſchon ſo weit gekommen, daß ich 
zufrieden bin, wenn ich England und Italien für meine Sache gewinne.“ ' 


Bismarck und die rumäniſche Judenfrage. 


Anfangs Juli 1879 ließ Graf Andraſſy die rumäniſche Regierung wiſſen, 
daß Fürſt Bismarck an der Ausführung keines anderen Artikels derart hänge, wie 
an der des Artikels 44, und daß er kein Vertrauen zu dem guten Willen der rumä⸗ 
niſchen Regierung hegte. Bismarck ſei der Anſicht, daß Rumänien erſt nach Löſung 
der Judenfrage in den Beſitz ſeiner Unabhängigkeit tritt; ſo lange die Bedingungen 
des Berliner Kongreſſes nicht aus geführt worden, ſet es in ſeinen Augen ein abhängiger 
Staat, über den er mit der ſuzeränen Macht in Konſtantinopel verhandeln würde! 
Fürſt Bismarck habe zu verſtehen gegeben, daß er in dieſer Frage die Würde des 
Deutſchen Reiches für engagiert anſehe und ſein Projekt einer Konferenz aufrecht er⸗ 
halten müſſe, wenn andere Mittel nicht zum Zweck führen ſollten. 

Graf Andraſſy empfahl der rumäniſchen Regierung damals, ihren guten 
Willen durch Thaten zu beweiſen und fügte hinzu, daß die öſterreichiſche Regierung 
genötigt ſein könnte, ihren Geſandten abzuberufen, falls Lord Salisburys Vorſchlag 
wirklich von allen Mächten angenommen und Oeſterreich⸗Ungarn beauftragt würde, 
dem Artikel 44 in Rumänien Anerkennung zu verſchaffen. 

Der rumäniſche Vertreter in Berlin legte dar, daß die Verzögerung der Durch⸗ 
führung aller Beſtimmungen des Berliner Vertrages den Fürſten Bismarck gegen 
Rumänien aufgebracht habe, und daß er, falls nicht eine ſchnelle Löſung erfolgt, die 
Intervention des Auslandes herbeiführen werde. ; 

Aus Paris meldete zugleich der dortige Vertreter Rumäniens, daß die 
Kabinette Deutſchlands, Englands, Italiens und Frankreichs übereingekommen ſind, 
zur Durchführung des Berliner Vertrags bei der rumäniſchen Regierung gemeinſam 
dahin vorſtellig zu werden, daß der Artikel 7 der rumäniſchen Verfaſſung durch 
den Artikel 44 des Berliner Vertrages erſetzt werde, obwohl dem franzöſiſchen 
Miniſter dargelegt wurde, daß durch dieſe Einmiſchung in eine Frage der inneren 
Verwaltung die öffentliche Meinung Rumäniens ſehr aufgeregt und ſtatt des er⸗ 
ſtrebten Reſultates gerade das entgegengeſetzte erzielt werden würde. 

Am 6. Juli 1879 meldete der Vertreter Rumäniens in Berlin, daß, wie 
Bleichröder ihm mitgeteilt habe, die deutſche Regierung die Eiſenbahn⸗ mit der 
Judenfrage in Zuſammenhang bringt und ſich nur dann mit der Ausführung der 
Beſtimmungen des Berliner Vertrages in Rumänien zufrieden erklären will, wenn 
beide Fragen vollſtändig gelöſt ſein werden. 2 

Fürſt Karl Anton riet zur Nachgiebigkeit⸗ Unterm 9. Juli 1879 ſchrieb er 
ſetnem Sohn: „Bismarck wird, bei der unleugbaren Präponderanz Deutſchlands 
über alle Großmächte, England vielleicht ausgenommen, die rumäniſche Judenfrage 
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zum Ausgangspunkt einer allgemein europäiſchen machen, und es iſt nicht zu zweifeln, 
daß ſehr boſe Tage Dir bevorſtehen . . . . Alles das zuſammengenommen macht 
mich doch ſehr beſorgt, und ich finde mit Dir dieſe Kriſis die allergefährlichſte, 
welche Du während Deiner Regierungszeit zu überſtehen gehabt haſt. Ich glaube 
jedoch, es ließe ſich immerhin ein Ausweg finden, formell den Anſprüchen des 
Berliner Kongreſſes und materiell den berechtigten Intereſſen Rumäniens gerecht zu 
werden. Nur keine Reſtriktionen und Ausnahmebeſtimmungen, die ſtets einen Grund 
bieten würden, daß die entſcheidenden Mächte ſich nicht für befriedigt erachten 
könnten.“ 

Am 16. Juli 1879 telegraphierte der Vertreter Rumäniens Sturdza aus 
Berlin, daß von Radowitz ihm geſagt habe, Rumänien müſſe ſich durchaus den Be⸗ 
dingungen des Vertrages fügen; je länger es zögere, deſto mehr reize es die Groß⸗ 
mächte. Die Mächte hätten einen Kollektivſchritt nur deshalb aufgeſchoben, damit 
Rumänien eine Friſt erhalte, nachzudenken; ſollte letzteres aber hartnäckig bleiben 
und den Artikel 44 unausgeführt laſſen, dann habe Radowitz Inſtruktion, gegen 
Rumänien vorzugehen, und Europa ſei entſchloſſen, die Mittel zur Durchſetzung 
ſeines Willens zu finden. 

Zwei Tage ſpäter meldet Sturdza aus Berlin, daß Radowitz ihm geſagt 
habe, eine Vertagung der rumäniſchen Kammer würde einen ſehr ſchlechten Eindru 
machen; die Mächte verlangten ja nur, daß das Prinzip religiöſer Gleichſtellung i 
die Konſtitution eingefügt, und dann ein loyaler Anfang, dieſes Prinzip zur An⸗ 


wendung zu bringen, gemacht werde. 


Der engliſche Generalkonſul White, der aus London zurückgekehrt war, ſchilderte 
dem Fürſten die Gefahren, denen Rumänien ſich durch Verſchleppung der Juden⸗ 


frage ausſetze. Auch Frankreich empfahl Nachgiebigkeit, gerade weil es Rumänien 


wohlwolle. 

Zu Gunſten der Juden ſtellte man Anfang Auguſt 1879 in Berlin folgende 
Bedingungen: Anerkennung und Anwendung des Prinzips, insbeſondere Gleich⸗ 
berechtigung der Juden, die unter den Fahnen gedient, in Rumänien das Gymnaſium 
oder die Realſchule durchgemacht oder akademiſche Grade erworben oder im Aus⸗ 
lande Univerſitätsgrade erlangt oder dem Staate Schenkungen gemacht oder in Ru⸗ 
mänien Wohlthätigkeits⸗ und Erziehungsanſtalten errichtet oder ein Werk in rumä⸗ 
niſcher Sprache veröffentlicht oder eine bedeutende Induſtrjeanlage errichtet haben. 

Fürſt Bismarck gab in einer Unterredung mit dem rumäniſchen Miniſter 
Sturdza am 29. Juli 1879 zu, daß der Berliner Kongreß Rumänien eine ſchwere 
Aufgabe geſtellt habe; erfüllt müſſe ſie aber werden. Artikel 44 bilde einen inte⸗ 
grierenden Beſtandteil eines großen, internationalen Aktes, und für ein kleines Land 
ſei es nicht gut, außerhalb des internationalen Rechtes zu bleiben: es hänge dann 
wie an einem Faden, an dem jeder nach Gutdünken ziehen könne. Beſonders 
ſchlimm würde das für Rumänien ſein, welches zwiſchen zwei mächtigen und gleich 
gefährlichen Nachbarn eingekeilt ſei; Rumänien müſſe ſich alſo Freunde ſchaffen, und 
zwar unintereſſierte und aufrichtige Freunde. Der Artikel 44 ſei aus der Initiative 
Italiens und Frankreichs hervorgegangen, Deutſchland habe ſich dem nicht wider⸗ 
ſetzen können, weil es ſich darin um allgemeine Prinzipien handle, die in allen 
civiliſierten Staaten herrſchten — in Rußland zwar befolge man ſie nicht, aber es 
komme auch micht darauf an, ſie von der ganzen Welt anerkannt zu ſehen, ſondern 
nur darauf, daß Rumänien ſich zu dem bekenne, was im Berliner Vertrag ſtehe, 
und zwar ohne Rückhalte und ohne Hintergedanken! Deutſchland ſtelle keine großen 
Anforderungen, ſondern verlange nur das, was Frankreich und Italien wollten; es 
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werde ſoviel wie möglich daran mildern. Fürſt Bismarck verſtehe wohl, daß man 


in einer ſo wichtigen Frage nicht im Eilmarſch, ſondern in Etappen vorgehen müſſe. 


In Rumänien gäbe es viele Juden, und zwar ſeien ſie in gewiſſen Teilen des 
Landes zuſammengedrängt; daß früher keine einſchränkenden Geſetze gegen ihre Ein- 
wanderung exiſtiert hätten, ſei ein Mangel an Vorausſicht geweſen, der heute die 
Lage ſehr erſchwere. Die Rumänen müßten den Kampf auf ökonomiſchem Gebiete 
eröffnen: arbeiten und ſparen, Bodenkreditbanken auf Gegenſeitigkeit gründen u. ſ. w. 
Solche Banken hätten viel dazu beigetragen, den preußiſchen Grundbeſitz zu 
kräftigen. 


Ein Appell König Karls. 


An den deutſchen Generalfonſul Bamberg ſchrieb König Karl — damals noch 
Fürſt — am 5. Juli 1879: 

„Was die aufrichtigen und vorurteilslos an die Judenfrage herantretenden 
Leute beſonders beſorgt macht, iſt die ſtarke Verſhuldung des Großgrundbefitzes; 
Rumänien hat keine Majorate, die Güter gehen aus einer Hand in die andere, und 
von dem Tage ab, wo die Juden dieſelben kaufen könnten, würden ihnen alle von 
Rechtswegen zufallen. da ſämtliche Hypotheken in ihren Händen find! Deshalb 
herrſcht hier eine ſo ſtarke Strömung, den Erwerb von Grundbeſitz an den Genuß 
der politiſchen Rechte zu knüpfen.“ 

Am 24. Februar 1880 ſchrieb Fürſt Karl Anton ſeinem Sohn: „Für Deutſch⸗ 
land und die Mächte wäre es jetzt an der Zeit, Rumänien ein gewiſſes Entgegen⸗ 
kommen zu bezeigen, nachdem man ſo lange an ihm — gleichſam als an einem 
souffre-douleur — herumgezerrt und ſeine vitalen Intereſſen geſchädigt hat! Jede 
Sache hat aber auch ihre drollige Seite: ſo ſezt in Preußen die evangeliſche Paſtoren- 
partei mit einigem Erfolge eine antiſemitiſche Bewegung in Scene, und die konſer⸗ 
vative Partei unterſtützt dieſes recht gefahrvolle Experiment, während zur ſelben Zeit 
die deutſche Regierung den Beſtrebungen der Alliance isradlite in Rumänien allen 
Vorſchub leiſtet oder doch geleiſtet hat — als ob die orientaliſchen Juden beſſer 
wären als die occidentalen! Wenn es ſo fortgeht, erleben wir hier noch eine Juden⸗ 
hetze, und ſodann müßten die übrigen Großmächte das Deutſche Reich in Verruf 
erklären, wenn ſie anders den an des Berliner Vertrags treu bleiben 
wollten!“ 


Kaiſer Wilhelms Eingreifen. 


In einem Briefe vom 9. Juli 1879 hatte Fürſt Karl Anton von Hohenzollern 
die Hoffnung ausgeſprochen, den Kaiſer Wilhelm in der Mainau Ende Juli zu 
ſehen und in aller Offenheit das Kapitel Rumänien mit ihm zu beſprechen. In der 
That traf Fürſt Karl Anton mit Kaiſer Wilhelm Ende Juli zuſammen und berichtete 
ſeinem Sohne ausführlich über ſeine Unterredungen mit dem Kaiſer. Fürſt Karl 
Anton erhielt dabei den Eindruck, daß man offenbar den Kaiſer nicht auf der Höhe 
der Situation gehalten habe. Fürſt Karl Anton ſchrieb: Er ſchob alsbald die ganze 
Schuld auf England, welches die Judenfrage am rückſichtsloſeſten betreibe und von 
deſſen Politik die deutſche ſich nicht trennen könne. „Als ich ihm nun das gerade 
Gegenteil bewies und mit der ſich in England immer mehr Bahn brechenden 
Mäßigung das ſchroffe, den Umſtänden nirgends Rechnung tragende Auftreten 
Deutſchlands verglich, war der Kaiſer aufs höchſte erſtaunt, er wollte es gar nicht 
glauben und ſagte, daß die Judenfrage ihm überhaupt antipathiſch ſei, da er von 
Polen und Rußland her ähnliche Verhältniſſe kenne; hätte er nicht während des 
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Berliner Kongreſſes an ſeinen Wunden darniedergelegen, ſo würde er niemals die 
Aufrollung dieſer Frage in der heutigen Ausdehnung zugegeben haben! — Kurz 
und gut, ich habe die Ueberzeugung, daß der Reichskanzler den Kaiſer in dieſer An⸗ 
gelegenheit nicht befragt, oder ſie ihm nicht erſchöpfend vorgetragen hat. Wenn 


nun auch mein Francparler keine direkten Wirkungen haben wird, ſo iſt es doch gewiß 


heilſam geweſen, dem Kaiſer die Augen zu öffnen; er wird jedenfalls den Forderungen 
Bismarcks einigen Widerſtand entgegenſetzen und ſich genauer und gründlicher 
orientieren. Ich ſagte ihm noch, dieſes Verfahren hieße, Rumänien in die Arme 
Rußlands treiben, und bei aller perſönlichen Sympathie für den Kaiſer Alexander, 
könne man ſich nicht verhehlen, daß dadurch eine vollſtändige Verrückung des Gleich⸗ 
gewichts im Oſten Europas eintreten müßte! Alles das ſah der Kaiſer ein und würdigte 
es; er drückte nebenbei ſein Bedauern darüber aus, daß er Dir noch nicht den 
Schwarzen Adler habe verleihen können, es ſolle aber umgehend geſchehen, ſobald 
die Judenfrage von der Tagesordnung verſchwunden ſein werde.“ 

Wie er ſelbſt ſpäter ſchrieb, hat Fürſt Karl Anton bei dem Zuſammenſein 
mit dem alten Kaiſer eine kräftige Lanze in der rumäniſchen Judenfrage für ſeinen 
Sohn gebrochen. 6 

Jn ſeiner Antwort klagte Firſt Karl, daß die unglückſelige Judenfrage zu 
einem wahren Rieſenkampf geworden ſei, der mit dem In⸗ und Auslande aus⸗ 
gefochten werden müſſe. Fürſt Karl ſchrieb ſeinem Vater Ende Juli 1879 ferner, 
daß er die Entlaſſung des Miniſteriums angenommen habe. Sodann beriet er ſich 
mit den Parteihäuptern und verlangte, daß die Volksvertretung für die Judenfrage 
eine Löſung fände, die vor allem die ökonomiſchen Intereſſen des Landes wahrte 
und den Großmächten die Möglichkeit verſchaffte, ſich zufrieden zu geben. Zum 
Schluſſe erklärte der Fürſt, die Mittel würden gefunden werden, um den Intriguen 
Einhalt zu thun; er könnte nicht zulaſſen, daß Europa Grund gegeben würde, der 
ſo ſchwer erkämpften Selbſtändigkeit des Landes die Sanktion zu verweigern: Von 
heute ab würde er nur an der Spitze eines unabhängigen, durch europäiſches Recht 
garantierten Rumäniens ſtehen; ſollte es aber anders kommen, ſo würde die Ge⸗ 
ſchichte diejenigen verantwortlich machen, die die Kataſtrophe heraufbeſchworen! 

Aus dem Brief des Fürſten Karl von Ende Juli 1879 iſt erſichtlich, daß 
nunmehr die Großmächte, die noch vor kurzem ſehr drohend auftraten, ihre Anforde⸗ 
rungen bedeutend ermäßigten. „Wir hatten“, ſchreibt Fürſt Karl, „einen wochen⸗ 
langen Depeſchenwechſel mit allen Kabinetten, welche die Theorie der Juden⸗ 
emanzipation vertraten, während wir uns auf das Terrain der Naturaliſation 
ſtellten, gleichzeitig aber verſprachen, dieſes Prinzip durch ſofortige Aufnahme einer 
größeren Anzahl von Israeliten als rumäniſche Bürger zu konſakrieren.“ Fürſt 
Karl hoffte englich, daß die Judenfrage zur allſeitigen Befriedigung von der Tages⸗ 
ordnung verſchwinden werde. „Die Großmächte“, ſchreibt er, , find dieſer Angelegen- 
heit müde und durch all die Aufſchübe und Schwierigkeiten weniger anſpruchs voll 
geworden, ſo daß ſie ſich mit billigen Vorſchlägen einverſtanden erklären werden. 
Uebrigens haben ſich unterdeſſen die Dispoſitionen in Berlin gebeſſert, man zeigt ſich 
dort nachgiebiger, ein Umſchwung, der nach dem Bruche des eiſernen Kanzlers mit 
den Nationalliberalen (alſo Lasker) — wie der Fürſt einſchaltet — eingetreten iſt.“ 

Hochbedeutſam war ein Schreiben des Kaiſers Wilhelm vom 25. Juli 1879 
aus Gaſtein an den Fürſten Karl Anton von Hohenzollern, worin es hieß: „Was 
Rumänien betrifft, ſo habe ich, wie Du weißt, von Haus aus den Kongreßbeſchluß 
in der Judenfrage aufs äußerſte gemißbilligt, freilich nur apres coup, da ich die 
Geſchäfte nicht führte. Seitdem habe ich mich natürlich nur für die ſtrikte Aus⸗ 
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| führung der Kongreßbeſtimmungen ausſprechen müſſen, jedoch bei jeder Gelegenheit 

127 verlangt, daß man in der Judenfrage nicht dränge, denn ich weiß aus Erfahrung, 

| was die Juden in jenen Gegenden find — angefangen mit Poſen, Polen, Litauen 

| und Wolhynien —, und die rumäniſchen Juden ſollen noch ſchlimmer ſein! Die 

[ ganze Judenfrage dort iſt von England ſo heftig verfochten worden; Lord Odo 

Ruſſel ſelbſt hat mir auf meine Vorſtellungen das eingeſtanden, und zwar mit einer Geſte, 

die ſein Nichteinverſtändnis andeutete. Dieſe meine Stellung zur Judenfrage, 

von der die Anerkennung des Vetters als ſelbſtandigen Souveräns abhängt, habe 

ich dem Fürſten von Hohenzollern auseinandergeſetzt, als er ſich bei mir über die 

| zu große Schärfe unſerer Note ſehr erregt beklagte, ich fügte jedoch hinzu, daß die 

| fragliche Note mir unbekannt ſei. Auf meine Nachfrage dieſerhalb iſt mir gerade 

geſtern ein neueſter Erlaß nach Bukareſt vorgelegt worden, der dahin geht, daß die 

Konferenzmächte ſich begnügen würden, wenn nur die Aufhebung des hemmenden 

Artikels der rumäniſchen Verfaſſung als Prinzip anerkannt, der Ausführungsmodus 

aber einer ſpäteren Zeit vorbehalten würde, bis nach der Verſtändigung zwiſchen 

Regierung und Kammer. Wenn dieſer Modus angenommen würde, ſo ſtände der 

Anerkennung des Fürſten nichts mehr im Wege. Ich trage Dir auf, das in 

Krauchenwies genau mitzuteilen, ſowie daß ich glaube, Karl von Rumänien mit 

ſeinem Miniſterium, das freilich eben gewechſelt iſt, ſolle dieſen Modus annehmen, 

und die Kammern müßten dann Selbſtbeſchränkung üben! Du wirſt dich erinnern, 

| 7 daß ich immer die Partei des rumäniſchen Gouvernements nahm, wenn in früheren 

f Zeiten Exceſſe zwiſchen Chriſten und Juden vorkamen, während England immer die 
andere Seite hielt, weil es in jedem Juden einen gebildeten Rothſchild ſieht.“ 

Mitte Auguſt trafen in Bukareſt Nachrichten ein, die Kaiſer Wilhelms An⸗ 
. kündigung beſtätigten. Alle Mächte zeigten ſich mit der Durchführung des Juden⸗ 
i 1 artikels des Berliner Vertrags einverſtanden, einerlei, ob nach Kategorien oder nach 
| Liſten, wenn nur das Prinzip ſofort Anwendung findet durch eine größere Anzahl 
Naturaliſierungen von Juden. Gleichzeitig meldete der rumäniſche Vertreter aus 
Petersburg, daß Miniſter von Giers ſich ſehr wohlwollend über die rumäniſche 
Judenfrage ausgeſprochen habe. 

Am 20. Auguſt konnte Fürſt Karl ſeinem Vater mitteilen, daß er mit der 
| Judenfrage, mit dieſer harten Nuß, doh zu Ende kommen werde. „Jetzt ſchon hat 
f fih in Berlin der Wind zu unſeren Gunſten gedreht, wozu zwei Faktoren beige⸗ 

tragen haben mögen: die Intervention des deutſchen Kaiſers, die ich Dir, lieber 

Vater, verdanke — ſein Brief an die Kaiſerin iſt für mich von hohem Wert —, 

und der Auftrag, den ich Sturdza gegeben, nämlich Radowitz in Berlin zu erklären, 
| daß mir das Vorgehen Bismarcks, welches hier nur ernſte, von mir nicht mehr zu 
? bewältigende Komplikationen herbeiführen müſſe, rein unbegreiflich ſei! 
; In den Liſten werden dieſelben Juden figurieren, die die Kategorien umfaßt 
( hätten, nur namentlich aufgeführt. O'est une finesse d'avocat. — In Wien und 
| Berlin ſagte man, daß man auf dem Prinzip beſtehe, welches ſofort für eine gewiſſe 
Anzahl von Juden zur Anwendung kommen müſſe; der modus ſei unſere Sache.“ 

In der „Kreuzzeitung“ vom 30. und 31. Juli 1879 veröffentlichte Profeſſor 
Dr. Geffcken in Straßburg zwei Aufſätze über die Judenfrage. Fürſt Karl Anton 
3 ſchrieb dazu ſeinem Sohne: „Es macht ſich allgemein eine mildere Auffaſſung geltend, 
| und weſentlih tragen dazu die Angriffe der ruſſiſchen Preſſe gegen die deutſche \ 
þ Politik bei. Es iſt ein wahrer Segen für Rumänien, daß durch einen ſich an⸗ 
14 bahnenden Widerſtreit deutſcher und ruſſiſcher Intereſſen Deutſchland wider Willen 
zur Parteinahme für Rumänien ſich gezwungen ſehen muß! 
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Fürſt Karl Anton glaubte in einem Brief an ſeinem Sohn vom 2. Sep⸗ 
tember 1879, daß ſich gegenwärtig Zugeſtändniſſe in Bezug auf die Ausführung 
erreichen laſſen würden, denn aus der ganzen politiſchen Situation geht hervor, daß 
jede einzelne Macht froh wäre, wenn ſie den ſtrengen Konſequenzen des eigenen 
Berliner Machwerkes enthoben würde. | 

Am 7. September 1879 meldete der rumäniſche Vertreter in Berlin, daß in 
Berlin die Stimmung für Rumänien freundlicher geworden ſei und daß ſich außer⸗ 
dem eine antiſemitiſche Strömung in der öffentlichen Meinung bemerkbar mache; 
der pſychologiſche Augenblick für eine möglichſt günſtige Löſung der Judenfrage ſet 
alſo gekommen. 


Die Loſung. 


Zeitweilig machte man in Paris und London noch größere Schwierigkeiten. 
Nach den Vorſchlägen Englands und Frankreichs hätten in Rumänien ſofort über 
100 000 Juden das Bürgerrecht erhalten müſſen. Dieſe Vorſchläge riefen in Bukareſt 
allgemeine Beſtürzung hervor. Keine rumäniſche Kammer würde jemals einer ſolchen 
Löſung der Frage zuſtimmen. 

In Bukareſt fand der Firſt Ende September 1879 bei ſeiner Rückkehr aus 
Sinraja ſolche Aufregung und ſolchen Widerſtand gegen die Forderungen Europas 
vor, daß die Hoffnungen zu einer annehmbaren Löſung ihm wieder ſehr gering er⸗ 
ſchienen. Tagtäglich war Miniſterrat. Der Metropolit der Moldau erklärte, ſeinen 
Bann auf alle diejenigen ſchleudern zu wollen, die für die Juden ſtimmten. Nach 
der Regierungsvorlage würden über 1000 Juden zu naturaliſieren ſein. Für den 
Occident zu wenig, für Rumänien zur ſofortigen Naturaliſierung mehr als genug. 
Indeſſen müßten ſich die Kabinette damit zufrieden geben, denn es ſei das äußerſte, 
was erreicht werden könne. 


Am 18. Oltober 1879 nahm endlich die rumäniſche Kammer nach langen 
Verhandlungen den neuen Artikel 7 der Verfaſſung in Gemäßheit von Artikel 44 
des Berliner Vertrages an, wonach der Unterſchied des religiöſen Glaubens kein 
Hindernis bei Erwerb und Ausübung der ſtaats bürgerlichen Rechte bildet. Jeder 
Fremde, ohne Unterſchied der Religion kann die Naturaliſation erlangen, wenn er 
eine dahin gehende Eingabe macht und zehn Jahre im Lande unbeſcholten gelebt 


hat oder wenn er in Rumänien Induſtrien oder nützliche Erfindungen eingeführt, 


oder große Fabriken oder Geſchäfte eingerichtet oder in Rumänien geboren iſt oder 
im Heere gedient hat. Außerdem wurde ein Fremdengeſetz in Ausſicht geſtellt, von 
vornherein aber beſtimmt, daß in Rumänien ländlichen Grundbeſitz nur Rumänen 
oder naturalifierte Rumänen, unbeſchadet der bis dahin erworbenen Rechte, an- 
kaufen können. 


In einem Rundſchreiben an die Mächte rückte die rumäniſche Regierung den 
Fortſchritt dieſer Beſtimmungen ins rechte Licht, rechtfertigte die enthaltenen Be⸗ 


ſchränkungen und ſuchte ſie als verhältnismäßig unweſentlich hinzuſtellen. Die Note 


verbreitete ſich auch über die in Rumänien herrſchende nationale Strömung, der man 
ſich wegen ihrer Stärke nicht entgegenſtemmen dürfe, ſondern die man eindämmen 
und regeln müſſe, indem man ſich ihr anſchließe; ſie beleuchtete ferner die ſchweren 
Folgen, die ein Miniſterwechſel oder eine Kammerauflöſung in dieſem Augenblicke 
zur Folge haben würden, und wies nach, daß das nunmehr votierte Geſetz ſich von 
den Vorſchlägen, die Bobresku ſelber auf ſeiner Rundreiſe den Kabinetten unter⸗ 
breitet, nur unbedeutend und eigentlich nur formell unterſcheide. 
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| | Im Grunde genommen hatten die Mächte ihre Forderungen nur auf dem 34 
4 * Papier durchgeſetzt. Thatſächlich blieb es den geſetzgebenden Körperſchaften Rumäniens. "#4 
vorbehalten, von Fall zu Fall die Naturaliſation der Juden zu genehmigen oder 34 


nicht. Dieſe Genehmigung wurde ſpäter nur in wenigen Fällen zugeſtanden. 

Mit dieſer Löſung waren die Staatsmänner des Auslandes wenig zufrieden. 4% 
Aus Paris wurde gemeldet, daß zur Verwiſchung des ungünſtigen Eindrucks die 4 
Kammern ſofort einer beträchtlichen Anzahl von Juden das Bürgerrecht verleihen 2 
müßten. Das geſchah dann auch inſofern, als 900 Juden, die unter rumäniſcher 
Fahne den Feldzug mitgemacht hatten, en bloc die Naturaliſation erhielten. 


Fürſt Karl erklärte ſpäter dieſe, wenn auch unvollſtändige Löſung der Juden- | 5 
frage für die einzige Möglichkeit mit dem Hinzufügen, daß die rumäniſchen Juden | 1 
vernünftig genug ſeien, um ſich zufrieden zu geben. CE 

Noch immer zögerten die Mächte mit der Anerkennung Rumäniens. In LE 
Paris und London war man dazu bereit, jedoch mit einem Vorbehalt. Man wollte 43 
vorher auf das Rundſchreiben der rumäniſchen Regierung und den Artikel 44 des 33 
Berliner Vertrages eine Antwort erteilen. Rumänien erklärte indeſſen, in dem Akte '33 


| der Anerkennung ſeiner Unabhingigkeit keine Klauſel dulden zu können, ſondern 
| eine bedingungsloſe Anerkennung erhalten zu wollen. Darauf verſicherte man von 
| | Paris aus, man wolle nur das Bedauern der Mächte darüber ausdrücken, daß die 

2 Reform zu Gunſten der Juden in Rumänien vorläufig noch nicht habe weiter 
_ ausgedehnt werden können, und die Hoffnung, daß dies allmählich geſchehen werde. 
| : In ihrer gemeinſamen Note von Mitte Februar 1880, worin Deutſ<land 
4, l England und Frankreich die Unabhängigkeit Rumäniens anerkannten, wurde die 

Abänderung der rumäniſchen Verfaſſung als nicht ganz genügend bemängelt und die 
Erwartung hinzugefügt, daß der gute Wille der rumäniſchen Regierung mehr und 
mehr die liberale Anſchauung verwirklichen würde. 
0 Wie Radowitz ſpäter mitteilte, war es Deutſchland, das England und Frank⸗ 
reich davon abhielt, das Naturaliſationsgeſetz für ungenügend zu erklären. 

„Es war eine der ſchwerſten politiſchen Geburten“, ſchrieb Fürſt Karl Anton 
unterm 23. Februar an ſeinen Sohn, „die endliche Anerkennung der vollen rumäni⸗ 
ſchen Unabhängigkeit.“ Fürſt Karl Anton meinte dann mit Bezug auf die Be- 
| mängelung der Mächte, „alles, was drum und dran hängt, paßt in mehr als einer 
N Hinſicht ebenſogut auf alle anderen Staaten, die von den Beſtimmungen des Ber⸗ 
liner Vertrags betroffen worden find, und bei denen man offenbar ein anderes und ; 
rückſichtsvolleres Maß anwendet als gerade bei dem ſchwergeprüften und über alle 1 
Gebühr hingehaltenen Rumänien!“ r 
| & In einem längeren Brief vom 12. März 1880 ſchüttete Fürſt Karl dem 

| deutſchen Kronprinzen ſein Herz aus. „Es war eine harte und ſchwierige Zeit, die 
auf einen ſiegreichen Krieg folgte, an den ſich ſo viele Hoffnungen und Erwartungen 
geknüpft hatten; und es gehörte große Geduld und viel Selbſtvertrauen dazu, ſich 
in das Unvermeidliche zu fügen und all die Bedingungen zu erfüllen, die geſtellt 


wurden, um Rumänien in die europäiſche Staatenfamilie aufzunehmen.“ 4 
LF Damals und heute. N 
Genug davon. Seit der Wiederaufrichtung Rumäniens unter dem Hohen⸗ : 


zollernfürſten agitierte und intriguierte das europäiſche Judentum durch ſeine Organe 
insbeſondere durch ſeine Preſſe und Vereine, nicht zuletzt aber auch durch die Hoch⸗ 
finanz zu Gunſten der rumäniſchen Juden und ihrer Emanzipation. Um die Zeit 
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der Berliner Friedensverhandlungen von 1879 konnte Fürſt Karl von Rumänien 
mit Recht von einer „organiſierten Verfolgung Rumäniens“ ſprechen. Aus den an⸗ 
geführten Thatſachen, die, wie ſchon geſagt, dem halbamtlichen Werke „Aus dem 
Leben König Karls von Rumänien“ entnommen und unbeſtreitbar ſind, geht her ⸗ 
vor, welchen erſtaunlichen Einfluß viele Jahre hindurch die jüdiſche Agitation auf 
die öffentliche Meinung in Europa, ja ſelbſt auf die Diplomatie der Großmächte 
ausgeübt hat. Erſt als der Bogen zu ſtraff gezogen wurde, bewirkte die jüdiſche 
Ueberhebung einen Rückſchlag zunächſt in den Kreiſen der Mächte, ſodann aber auch 
bei der öffentlichen Meinung Europas. So kam es, daß ſchließlich die jüdiſche 
Agitation gegen Rumänien, obwohl ſie ihre ganze Kraft eingeſetzt hatte, fehlſchlug. 
Rumänien machte Zugeſtändniſſe lediglich in der Form. Artikel 44 des Berliner 
Friedens wurde durch Artikel 6 der rumäniſchen Verfaſſung in Kraft geſetzt, aber 
nur auf dem Papier. Die ſtaatsbürgerliche Gleichſtellung der Juden in Rumänien 


iſt nicht durchgeführt worden und wird in abſehbarer Zeit nicht durchgeführt werden, 


weil ſich dazu kein rumäniſcher Staatsmann bereit finden laſſen kann. 

Im Oktober 1900 veröffentlichten die jüdiſchen Gemeinden einen Proteſt, 
worin ſie ihre alten Forderungen aufs neue erhoben und begründeten. Allein die 
Preſſe nahm keinerlei Kenntnis davon, nur das „Berliner Tageblatt“ beſprach dieſen 
Proteſt am 20. Oktober und wetterte gegen die früheren rumäniſchen Miniſter und 
ſprach von „ungeheuerlichen Schandthaten“, welche die Miniſter König Karols an 
den rumäniſchen Jſraeliten unausgeſetzt verüben dürfen. „Das iſt ja die verruchte 
Bosheit jener rumäniſchen Machthaber, daß ſie mit einer Stirn von 


Bronze die Behauptung in die Welt ſchleudern, es gäbe für ſie gar keine 


rumäniſche Judenfrage, dieſe ſei längſt geſetzlich geregelt“ u. ſ. w. 

Von jüdiſcher Seite wurde die rumäniſche Judenfrage am 31. Juli 1900 im 
engliſchen Unterhauſe zur Sprache gebracht, indeſſen erklärte Parlamentsunterſekretär 
Brodrick, e Gründe für die Behauptung, es ſeien die rumäniſchen Juden 
durch üble Behandlung von Seiten der Behörden zur Auswanderung gedrängt 
worden, nicht vorhanden ſeien. Da die engliſche Regierung keine Klagen erhielt, 
könne ſie auch keine Vorſtellungen bei der rumäniſchen Regierung erheben. In 
Bukareſt würde man übrigens derartige Vorſtellungen ernſtlich zurückgewieſen haben, 
da man dort die Behandlung der rumäniſchen Juden als eine innere Angelegenheit 
betrachtet. England wäre beiläufig bemerkt die letzte Macht, die ſolche Vorſtellungen 
erheben könnte, denn es ließ ſich gerade damals in Südafrika die grauſamſten Ver⸗ 
gewaltigungen der Buren und ihrer Familien zu Schulden kommen. 

Unter den Mächten iſt auch ſonſt ein entſchiedener Umſchwung eingetreten. 
Heute wird ſich keine Macht finden, um auf Rumänien einen Druck im Intereſſe der 
dortigen Juden auszuüben. Im Gegenteil, alle Staaten, ſelbſt die liberale ungariſche 
Regierung, beeilten ſich, als die Auswanderung der rumäniſchen Juden im Früh⸗ 
jahr 1900 begann, mit den ſchärfſten Maßregeln dieſe Elemente zurückzuhalten und 
erkannten dadurch auch ihrerſeits an, daß Rumänien gute Gründe hatte und in ſeinem 
Recht war, als es die Gewährung der bürgerlichen Gleichberechtigung an ſeine 
jüdiſche Bevölkerung verweigerte. 

Wer daraus ſchließen wollte, daß der jüdiſche Einfluß auf die öffentliche 
Meinung wie auf die Diplomatie gebrochen worden iſt, würde ſich täuſchen. Noch 
heute beſteht die Alliance Israélite Universelle mit ihrer weitverzweigten Organi- 
ſation, mit ihren offiziellen Agenten, mit ihren zahlloſen freiwilligen Helfern, mit 
ihren Affiliierten bei der Hochfinanz und mit der allzeit dienſtbereiten jüdiſchen und 
judenfreundlichen Preſſe. Aber dieſe Organiſation hat lange nicht mehr den Einfluß 
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wie früher, weil man ihr Treiben allerwärts durchſchaut. Man iſt davon zurück⸗ 
gekommen, in der Agitation zu Gunſten der Juden der verſchiedenſten Länder ideale 
und humanitäre Beſtrebungen zu erblicken. Man hat endlich begriffen, daß es ſich 
hier um bloße Intereſſen handelt und noch dazu um Sonderintereſſen, die mit dem 
nationalen und ſtaatlichen Geſamtwohl durchaus nicht immer zuſammenfallen. Die 
Macht des jüdiſchen Einfluſſes ſtand in den ſiebziger Jahren auf ihrem Höhe⸗ 
punkt. Dieſen Höhepunkt hat ſie überſchritten, ſie iſt im Rückgang begriffen. 


Druck von Moller, Borel & Ginzel F. m. b. H., Berlin 8, Prinzenſtr. 95. 
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mobiliſiert gegen Rumaͤnien. — Moſes Montefiori geht nach Rumänien. — Ein Vorſtoß der Wiener 
Juden. — Die Verſchärfung des Judenartikels. — Deutſche Fürſten über die Juden. — UAaiſer 
Wilhelm äber die Juden. — Parlament und Diplomatie im Dienſte jüdiſcher Politik. — Der Berliner 
— 2,5 — Die Mächte für die Juden. — Die Stimmung in Rumänien. — Bismarck und die 
rumaͤniſche — 7 — Ein Appell König Narls. — Kaiſer Wilhelms Eingreifen. — Die 
öſung. — Damals und heute. 
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Verlag von W. Gieſe, Berlin W. 35. 


Dr. G. Stille 


Die deutſche Schule in Gefahr. 


64 Seiten okt. — Preis 80 Pfg. 


Die kleine Schrift bringt reiches thatſächliches Material über den 
Kampf, den das Judentum beſonders mit Hülfe der freiſinnigen Stadt⸗ 
verwaltungen unſerer größeren Städte gegen den deutſchen und 
chriſtlichen Geiſt unſerer Schule führt. Es berichtet über kaum 
glaubliche redneriſche und thatſächliche Ausſchreitungen, die ſich das 
Judentum und ſeine Freunde auf dieſem Gebiete erlaubt haben und bildet 
eine ſehr wichtige Ergänzung zu dem, was ſonſt über jüdiſche Anmaßung 
bekannt geworden iſt. 

Abſicht des Verfaſſers und Verlegers iſt es, all dieſe wichtigen, von 
der herrſchenden Preſſe totgeſchwiegenen Thatſachen zur Kenntnis des 


deutſchen Publikums zu bringen. 


Meiſter Joſephus und das Märchen von Jeruſalem. 
Ein wenig Geſchichtskritik. 
88 Seiten okt. — Preis 1.— Mk. 


Der Verfaſſer dieſer kleinen Schrift hat ſich das Verdienſt erworben 
zuerſt Breſche in die konventionelle Auffaſſung von der Geſchichte des 
auserwählten Volkes gelegt zu haben. Er übt eine vernichtende Kritik 
an dem von den Juden genährten Aberglauben, daß ſie durch die Zer⸗ 
ſtörung Jeruſalems unter Titus gezwungen worden wären, ſich in alle 
Welt zu zerſtreuen. Er zeigt, daß ſie ſchon vorher über das ganze 
Römerreich zerſtreut waren, weil das ihren Neigungen entſprach und er 
zeigt, welche politiſche und wirtſchaftliche Bedeutung das Judentum für 
das Römerreich und wiederum Jeruſalem und der Tempel für die überall 
zerſtreut lebenden Juden hatten. Wie das Schriftchen bahnbrechend für 
eine unbefangenere Auffaſſung der jüdiſchen Geſchichte geweſen iſt, ſo 
ſtellt es auch heute noch ein wichtiges Hülfsmittel zur Einführung in die 
ältere jüdiſche Geſchichte dar. Daß es auch unterhaltend geſchrieben iſt, 
dürfte ihm noch mehr Freunde erwerben. 


Dr. W. Gieſe 


Die Judenfrage am Ende des XIX. Jahrhunderts. 


Anhang: Preſſe und Judentum. Von O. H. Böckler. 
95 Seiten okt. — Preis 1,20 Mk. 


Inhalt: A. Bericht des Verfaſſers (1. Die Verjudung. — 
2. Geſchichtliche Arbeiten. — 3. Geiſtige Minderwertigkeit des Judenvolkes. — 
4. Schluß, Theſen.). — B. Die Debatte auf dem Hamburger Parteitage 
und die Preſſe. — C. Preſſe und Judentnm. Von O. H. Böckler. — 
D. Anhang (Beweisſtücke für die Behauptungen des Berichtes, insbeſondere 
für die geiſtige Minderwertigkeit der jüdiſchen Raſſe). — E. Geſetzentwurf 
über die Judenmatrikel. 
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t Indo and 3sracl als wellgeſgidtlige Doppelginger: 
= : Vom Verſaſſer des ,, Meiſter Joſephus . 
_—_ —> Preis 1 Mark. 
5 Geſchichte der Indenſ<aſt von Frankfurt a. M. 
3.288 | Dargeſtellt von einem Deutſchen. 
BR - Inhalt: 1. Mittelalter; 1 Vom Mittelalter zur Neuzeit; 3. Der Fettmilch⸗Au 
_ 4. Das 17. und 18. Jahrhundert; 5. Die Gleichberechtigung der Juden; 6. Borne, Rothſchild 
* o > "Preis 1 Mark. <« 

C2 Beitriige zu einer Geſchichte des Bliihens und des 
of VUVMVNiederganges der Juden im Königreich Polen. 
© 80 Von Benſemer, Oberlehrer in Thorn. | 
= | | Inhalt: 1. Die Juden in Polen bis 1264; 2. Das Judenſtatut Boleslaws 1264; 
* Gropen: 5. Die Juden tim 1b. Jahrhundevt: 6 3 — in 16. Jahrhundert, * 
ER im 17 7. Jahrhundert; 8. Die Judenſchaft der Stadt Poſen. 
5 ——— > Preis 60 Pfennige. 


Bilder aus der antiſemitiſchen Bewegung. 


Von Dr. Wohlfarth. 


Inhalt: 1. Die Eiſenacher Einigung; 2. Gen der d. in Erfurt; 3. Parteitag in Galle; 
4. Ahlwardt; 5. Boykott und E Vergewaltigungen der Antiſemiten; 6. Abwehrb ee y 


7. Ehrenſaal der Judenſchützer. 
———— Preis 1 Mark. «< 


Die Inden im römiſchen Reiche. 


Von einem Deutſchen. 


— Judäa bis zu ſeinem Untergange durch die Römer 65 rodes I.; 
2. Herodes II.; '3. Fudiſcher Krieg; 4. Letzte l und Ende Judäas). II. erbreitung 
und Bedeutung der Juden im römiſchen Reiche —.— Verbreit ng; 2. Die Juden in 
Rom; 3. Die Juden in Alexandria). III. Politſche und religioſe Verhältniſſe der Juden zur 
* ny Kaiſerzeit (1. Von Auguſtus bis Hadrian; 2. Jüdiſche Propaganda und Antiſemitismus : 


Von Hadrian bis zum Ende der Kaiſerzeit). 
— Preis 1 Mark. © —— — 


Warum gab es im Jahre 1819 eine ,,Indenhehe*? 


Ein Beitrag zur Geſchichte des Antiſemitismus von C. Krollmann. 
— Preis 60 Pfennige. 


* die Aationalheldin der Juden. -w= 


Vom Verfaſſer des ,, Meiſter Joſephus“. 


Preis 10 Pf.; 10 Stck. 50 Pf.; 25 Stck. 1 Mk.; 125 Stck. 4 Mk.; 250 Stck. 6 Mk.; 
500 Stck. 10 Mk, 


Eine Wochen Sure Flugſcrift über die Eſther-Sage und die national-ethiſche Be- 
deutung des jüdiſchen Purim 


Thätigkeit der Dentſ<ſojial-reformeriſhen Abgeordneten 
im Reichstage 1898/99. 
b Preis 10 Pf.; 10 Stck. 50 Pf.; 25 Stck. 1 Mk.; 125 Stck. 4 Mk.; 250 Stck. 6 Mk.; 
500 Stck. 10 Mk. 
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